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das Wifo widmet sich in seiner aktuellen 
Ausgabe Themen aus dem Alltag. Unter-
nehmer aus der MIT schildern die Her-
ausforderungen und Probleme aus ihrer 
täglichen Arbeit, die alle eines gemein-
sam haben. Sie entstehen nicht etwa aus 
der unternehmerischen Tätigkeit her-
aus, sondern haben ihren Ursprung aus-
schließlich in Brüssel, Berlin oder Stutt-
gart. Die Reaktionen auf diese Arten der 
Drangsalierung der Arbeitswelt ist im 
besten Falle ein süffisantes Lächeln oder 
ein ungläubiges Staunen. Sie können die 
betroffenen Unternehmen und die darin 
tätigen Personen aber auch schnell mal 
in pure Ratlosigkeit oder überspitzt aus-
gedrückt in den Wahnsinn treiben. Das 
Schlimmste was einem aber wiederfah-
ren kann, ist das Gefühl der ohnmächti-
gen Wut gegenüber dem Gesetzgeber 
und der absolut nicht mehr erkennbare 
Bezug der Gesetzgebung zur Realität.

Aus den Reaktionen von Kolleginnen und 
Kollegen weiß ich aber auch, dass es ge-
rade bei der Abarbeitung gesetzlicher 
Pflichten schon zu einer Art Betriebs-
blindheit gekommen ist. Die Künstlerso-
zialabgabe sorgt, wie oben schon geschil-
dert, im besten Fall noch für ungläubiges 
Kopfschütteln. Wie kann es sein, dass ich 
als Unternehmer für einen Selbständi-
gen, mit dem mich nichts verbindet als 
ein gewöhnlicher Dienstleistungsauftrag, 
Sozialabgaben abführen muss? Noch dra-
matischer stellt sich die Situation dar, 
wenn ein Selbständiger öfter oder re-
gelmäßig für unsere Unternehmen tätig 
wird. Dann sind wir schnell in der Diskus-
sion der Scheinselbständigkeit. Auch hier 
werden Sozialabgaben in oft schwinde-
lerregender Höhe fällig. Und hier äußert 

sich dann auch die ganze zuvor zitierte 
Gefühlswelt: ungläubiges Kopfschütteln, 
schieres Erstaunen über den mangelnden 
Bezug zur Realität und letztlich, da es oft 
um viel Geld geht, ohnmächtige Wut ge-
genüber der Gesetzgebung.

Was aber wollen wir dem Gesetzgeber 
vorwerfen? Genaugenommen praktiziert 
er dieses Vorgehen seit fast nun hundert 
Jahren und keiner hat sich je richtig dage-
gen gewehrt. Seit 1920 führen Unterneh-
men die Lohnsteuer für ihre Mitarbeiter 
an den Staat ab. Unentgeltlich und voll 
haftbar. Ich könnte wetten, dass viele 
Unternehmerinnen und Unternehmer 
dies sogar als völlig normal ansehen. Ge-
nauso „normal“ ist aber auch, dass der 
Staat zum Beispiel den Unternehmen ge-
nauso auferlegt hat, Kirchensteuer von 
ihren Mitarbeitern abzuführen, natürlich 
unentgeltlich, er sich aber gleichzeitig 
die Weiterführung dieser Steuer an die 
Kirchen bezahlen lässt. Was ist jetzt nor-
mal? Wenn wir also seit fast nun hundert 
Jahren als Unternehmen Steuern und 
Sozialabgaben abführen und dafür auch 
noch haften, welche aber nichts mit dem 
Unternehmen zu tun haben, sondern im 
Grunde nur den betreffen, bei dem Sie 
anfallen, warum sollte der Staat dieses 
Spielchen nicht immer weiter treiben und 
immer mehr ausweiten, nur um nämlich 
seine Probleme, in diesem Fall das ruinö-
se Sozialsystem, auf Kosten der Unter-
nehmen zu sanieren.

Apropos Haftung. Thema Mindestlohn. 
Welches Formular, welche Bestätigung 
oder welche Information auch immer 
brauche ich denn nun, um aus der Haf-
tung herauszukommen, dass wenn mein 

Lieferant, Dienstleister oder Subunter-
nehmer keinen Mindestlohn zahlt, ich 
nicht dafür gerade stehen muss? 

Nicht nur in diesem Fall, sondern auch 
vor allem weil sich die Liste dessen, was 
uns täglich beschäftigt und gleichzeitig 
uns aber von unseren originären unter-
nehmerischen Tätigkeiten abhält oder 
zumindest diese nicht unerheblich belas-
tet, wie Statistiken, Gewerbesteuersätze, 
mangelnde Infrastruktur, ein unzurei-
chender Ausbildungstand bei Schulab-
gängern etc. etc., würden wir uns von der 
MIT Baden-Württemberg auch freuen, 
wenn sie uns auf unsere Themen im Spe-
ziellen oder auf unser Wifo im Allgemei-
nen gezielt Rückmeldung geben würden.
Ich freue mich von Ihnen zu hören,

Ihr Daniel Hackenjos 
Landesvorsitzender MIT

Liebe Leserinnen und Leser, 

Daniel Hackenjos, Landesvorsitzender MIT

Vorwort
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Stimme des Deutschen Mittelstands

Soll der deutsche Mittelstand 
abgeschafft werden?

Ich schreibe diesen Artikel nicht, um wie 
der Schwabe sagt „zu schimpfen“, son-
dern um Lösungen für den deutschen 
Mittelstand zu finden, um unsere Situa-
tion zu verbessern und auch in zehn oder 
in 20 Jahren überhaupt noch einen Mit-
telstand in Deutschland zu haben und zu 
erhalten.

Ich bin überzeugt davon, dass der deut-
sche Mittelstand an seine Grenzen stößt 
und wirklich gefährdet ist, auch wenn 
es im Moment aufgrund der scheinbar 
guten Wirtschaftslage und Auslastung 
nicht so aussieht.
Wir sind die wirtschaftlichen Flügel der 
CDU/CSU Deutschland, die eigentlich 
dazu genutzt werden sollen, Sachver-
stand und Erfahrung, welche die Politik 
nicht hat und nie haben wird, einzubrin-
gen, damit diese dann umgesetzt werden 
können, um die deutschen Interessen zu 
vertreten und Wohlstand und Sicherheit 
zu erhalten. Wir machen das als Neben-
job sozusagen, ohne Bezahlung und An-
erkennung jeglicher Art. Zugleich haben 
wir Verantwortung für unsere Firmen, 
Mitarbeiter und unsere Familien usw. 
und setzen uns dafür ein. 
Ich bin seit dem zehnten Lebensjahr mit 
der MIT aufgewachsen und unsere Fami-
lie lebt für den Mittelstand. Ich bin in den 

letzten 20 Jahren sehr viel in der Welt 
– sowohl geschäftlich als auch privat – 
gereist und habe andere Kulturen und 
Lebenseinstellungen erlebt und gelernt.

Mittlerweile bin ich überzeugt, dass der 
deutsche Mittelstand vor dem Ausver-
kauf steht und in einigen Jahren nicht 
mehr vom deutschen Mittelstand gere-
det werden kann, da kaum noch „Deut-
sche“ im Besitz dieses sein werden. Ich 
meine nicht unbedingt den Bäcker oder 
Metzger um die Ecke, sondern unsere 
Rosinen – die Innovationsbetriebe und 
Ideen-Schmieden. Es heißt dann nur „der 
Mittelstand“.

Die Frage, die ich mir stelle, lautet: Was 
treibt uns dort hin?
Wenn ich mir nur die in den letzten Jah-
ren in Deutschland eingeführten neuen 
Themen ansehe, dann frage ich mich 
schon, für wen diese gemacht wurden. 
Und ich frage mich, wer das in Zukunft 
alles bezahlen und umsetzen soll, ge-
schweige denn, es logisch mit normalem 
Menschenverstand verstehen und vor al-
lem danach „Leben“ soll. Wo war unsere 
Partei und Politik bei den Themen? Wo 
sind die Punkte, die für den deutschen 
Unternehmer eingeführt wurden? Kön-
nen Sie welche erkennen?

•	 Mindestlohn und seine Bürokratie 
•	 Künstlersozialabgabe (bürokratisches 

Monster)
•	 Erbschaftssteuer (Stichwort: sieben 

Jahre) ein Wahnsinn – wie erkläre ich 
das meinen Kindern?

•	 ISO Normierungs-Wahnsinn 
•	 immer wieder Angriffe auf das duale 

Ausbildungssystem
•	 Kündigungsschutzgesetz (bei fast je-

dem gekündigten Mitarbeiter folgt ein 
Gerichtsstreit)

•	 Kinder werden aus dem Elternhaus 
entlassen, ohne das Zusammenleben 
und den Umgang mit anderen richtig 
erlernt zu haben

•	 Abschaffung der Grundschulempfeh-
lung 

•	 ungerechte Behandlung von Arbeitern 
gegenüber den nicht arbeitenden Mit-
bürgern (Bezahlung netto) 

•	 arbeitende Mitbürger bezahlen meist 

Ralf Semmler, Landesvorstandsmitglied MIT

Schwerpunkt

www.wiesbauer-krane.de
Autokrane   Schwertransporte   Montagen   Spezialfahrzeuge. . .
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mehr als die Hälfte ihres Einkommens 
an soziale Kassen

•	 vorgezogene Sozialabgaben	
•	 Großkonzerne können Jahresprämien 

an ihre Mitarbeiter ausschütten, wo-
von Mitarbeiter bei KMU nur träumen 
können und die Arbeiter somit ver-
ständlicherweise lieber zum Großbe-
trieb gehen 

•	 Ungleichgewicht von Eigentumswoh-
nungen und Mietwohnungen gegen-
über anderen EU-Ländern

•	 neue GEZ-Gebühren (kaum einer weiß 
mehr, für was er was bezahlen muss)

•	 Berechnung von Abwassergebühr über 
Grundstücksfläche usw. (Bilder vom 
Haus aus dem All werden zugesendet, 
daraus wird die Abwassergebühr be-
rechnet – wenn ein Hausbesitzer sich 
eine Kamera vors oder an sein Haus 
montiert, soll das verboten sein, wenn 
er dabei die öffentliche Flächen vor sei-
nem Haus aufnimmt) 

•	 Kredite für innovative Unternehmen 
kaum zu erhalten 

•	 Kredite für den selbständigen Unter-
nehmer (wenn der Geschäftsführende 
Gesellschafter selbst einen Privatkre-
dit aufnimmt)

•	 neue Warenversandabwicklung „Be-
kannter Versender“ 

•	 IHK-Zwangsmitgliedschaft mit den da-
raus resultierenden Gebühren

•	 Mitgliedsbeiträge für die Handwerks-
kammer 

•	 Solidaritätsbeitrag (Aufbau Ost)
•	 Riester-Rente 
•	 Vernichtung der privaten Lebensver-

sicherungsansprüche/Auszahlungen 
mit enormen Abschlägen (der jetzigen 
Rentner)

•	 EEG Umlage – kaum einer versteht 
mehr, um was es geht

•	 quasi Auslöschung der Solaranalgen, 
Innovationen der deutschen Firmen 
usw. 

Jetzt könnte man sagen, der Unterneh-
mer sollte das alles bis ins Detail wissen 
und sich darin auskennen. Jedoch ist kein 
einziger Punkt auf der Liste dabei, wel-
cher der Unternehmer in seiner norma-
len Geschäftstätigkeit benötigt und auch 
interessiert. Jedoch nehmen diese Punk-
te bestimmt mehr als 50 % seiner Zeit in 
Anspruch, Zeit, die ihm für sein tägliches 
Geschäft fehlt. Dieses Ungleichgewicht 

nimmt immer mehr zu und belastet klei-
ne KMU enorm, denn diese können die 
Lasten nicht verteilen, sondern müssen 
sich um jeden einzelnen Punkt selbst 
kümmern und sorgen.
Man kann sich heute auch nicht wie vor 
20 Jahren auf den normalen Menschen-
verstand verlassen, denn dieser hat oft 
mit der Realität nichts mehr zu tun.

Es bleibt festzuhalten, dass ein Unter-
nehmer aus Leidenschaft Unternehmer 
ist und nicht aus Habgier oder Spaß an 
der Freude. Sollte ihm diese Leidenschaft 
abhandenkommen, dann wird er dies 
nicht mehr länger tun und seine Kinder 
sowieso nicht mehr. 
Ich wünsche mir die ganzen Einzeldiskussi-
onen immer unter dem Gesichtspunkt der 
Zumutbarkeit zu hinterfragen. Nicht ein-
zelne Punkte sind es, die dabei ins Gewicht 
fallen, sondern die Gesamtheit der Punkte.

Dem Unternehmer wird das Leben so 
schwer gemacht, bis er sich selbst fragt 
„Warum mache ich das eigentlich und für 
wen mach ich das? Für meine Kinder?“ 
Das kann schon sein. Aber Hand aufs 
Herz, welche Mutter oder Vater will sei-
nen Kindern diese Bürde auflasten? Die 
Verantwortung, die schlaflosen Nächte, 
die Diskussionen mit der Bank, wo er 
als Bittsteller auftreten muss, usw. Die 
Kinder dieser Unternehmer sind bestens 
ausgebildet, sind weltoffen, welterfahren 

und stehen voll im Leben. Diese Kinder 
erkennen sehr schnell, welche Diskus-
sionen morgens beim Frühstück oder 
abends beim Abendessen die Eltern be-
schäftigen und mit welchen Problemen 
sie kämpfen müssen, tagein, tagaus. 
Diese Kinder haben alle Möglichkeiten 
der Welt, um sich in anderen Ländern 
zu betätigen und dort die deutsche Le-
bensart zu leben und dort ein erfolgrei-
cheres, angenehmeres, leichteres und 
unbeschwerteres Leben zu leben und ein 
angesehener Bürger zu sein.

Es ist im Grunde unerheblich, was und 
wie die Politik entscheidet. Die Men-
schen werden sich selbst ein Bild ihrer 
persönlichen Situation machen und dar-
aus ihre Schlüsse ziehen. Dabei wird ein 
sehr großer Anteil der Blick auf die eige-
ne Lebensqualität sein und nicht primär 
auf den Ertrag der Firma oder sonstige 
Themen.
Dieses Augenmerk und Geschick vermis-
se ich in jeder Diskussion der Politik in 
Deutschland.
Und dabei wäre es ein Leichtes, dem 
Mittelständler das Gefühl zu vermitteln, 
gewollt, gebraucht und akzeptiert zu sein 
und dies kostet den Staat keinen Euro 
sondern nur ein wenig mehr Taktgefühl 
und Verständnis sowie Besonnenheit.

R. Semmler,  

office@tachocontrol.de, www.tachocontrol.de  

Schwerpunkt
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Eine kritische Analyse von Dr. Robert Pernar – 

Das deutsche Gesundheitssystem

Vorbei sind die Zeiten, in denen es gesund 
läuft in unserem Land für Patienten wie 
auch für den ärztlichen Mittelstand. Das 
deutsche Gesundheitssystem krankt an 
allen Ecken und scheint seine Zukunftsfä-
higkeit aufs Spiel zu setzen. Die Ursachen 
sind vielfältig, politische Inkompetenz, 
demografischer Wandel als auch öko-
nomische Interessen von Industrie und 
Versicherungsinstitutionen spielen eine 
große Rolle. Patienten, Ärzte und auch 
deren politische Vertretung durch die 
Ärztekammern stehen der Entwicklung 
fast schon hilflos entgegen. Es steht viel 
auf dem Spiel, nicht nur die Sicherung der 
zukünftigen, adäquaten ärztlichen Ver-
sorgung von Patienten, sondern im Grun-
de genommen das gesamte deutsche So-
zialsystem an sich. Gerade weil man nicht 
viel davon in öffentlichen Debatten hört, 
möchte ich die wesentlichen Symptome 
des erkrankten deutschen Gesundheits-
systems darstellen, mit vielen Vorurteilen 
und Missverständnissen aufräumen als 
auch Lösungsansätze präsentieren.
Ärzte sind Großverdiener: Wie oft hört 
man doch, den Ärzten gehe es viel zu gut, 
sie sind Abzocker und gehören zu den Groß-
verdienern. Dies ist schlichtweg eine Illusi-
on, die uns vor allem die Politik weismachen 

will. Die geltenden Gebührenordnungen für 
Ärzte und Zahnärzte zur Honorierung de-
ren Leistung datieren in wesentlichen Tei-
len immer noch aus dem Beginn der 1980er 
Jahre. Von 1988 bis 2012 kam es in Deutsch-
land zu einem Preisanstieg um 61 Prozent 
(dies entspricht einer durchschnittlichen 
jährlichen Steigerung von 2,15 Prozent), 
während das ärztliche Honorar unverän-
dert blieb und damit seit Inkrafttreten jedes 
Jahr einer Abwertung unterlag. Die Folgen 
hierbei sind Fließbandarbeit in den Praxen, 
überfüllte Wartezimmer und die abneh-
mende Qualität der ärztlichen Leistung. 
Die Gebührenordnungen anderer freier 
Berufe (z. B. Rechtsanwälte, Notare, Ar-
chitekten, Steuerberater) wurden dagegen 
automatisch an die allgemeine Preisent-
wicklung angekoppelt. Diese Honorare er-
rechnen sich teilweise in Abhängigkeit des 
Marktwertes eines anderen Gegenstandes 
(Rechtsanwalt: Streitwert; Notar: Kaufpreis 
eines Grundstücks; Architekt: Baukosten 
eines Hauses; Steuerberater: Betriebsge-
winn), der zusammen mit der allgemeinen 
Inflation allmählich steigt. Betrachten man 
ferner die Vervielfachung der Gehälter der 
Politik, Banker und Manager, so leuchtet es 
einem doch schnell ein, wer hier im Lande 
tatsächlich zu den Großverdienern zählt. 

Man muss sich einfach mal selber die Fra-
gen stellen, wie wichtig ist einem denn die 
eigene Gesundheit und wie viel Wert eine 
gute ärztliche Versorgung? Mir persönlich 
weitaus mehr, als die im Wesentlichen un-
produktive Arbeit so mancher echten Groß-
verdiener.
Budgetierung: Unter Seehofer (CSU) 1993 
in der gesetzlichen Krankenversicherung 
(GKV) eingeführt, bewirkt diese Folgendes: 
Pro Kalenderjahr darf in einem bestimm-
ten ärztlichen Ausgabenbereich nur eine 
bestimmte Geldmenge durch die Versiche-
rungen ausgegeben werden. Dieses Budget 
ist häufig noch deutlich vor dem Ende eines 
Jahres bereits aufgebraucht, da es nun mal 
Krankheiten gibt und Patienten zum Arzt 
gehen müssen. Wenn Ärzte dringende Fälle 

Dr. Robert Pernar, Landesvorstandsmitglied MIT

Schwerpunkt
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trotzdem behandeln oder zahlreiche Patienten haben, tragen sie die 
Behandlungskosten selbst oder aufschiebbare Behandlungen wer-
den ins nächste Kalenderjahr verschoben. Praktisch bedeutet dies, 
wer viel arbeitet, verdient weniger, wer noch mehr arbeitet, der ver-
dient gar nichts mehr dazu. Auf der anderen Seite ergaben sich für 
Patienten fortwährend steigende Zuzahlungen für Medikamente, 
Zahnersatz, Heilmittel und Krankenhausbehandlungen, gleichzeitig 
wurden jedoch Leistungen gekürzt. Erstaunlicherweise waren die 
Ausgaben der GKV für Verwaltung, Werbung keiner Reglementie-
rung unterworfen und steigerten sich entsprechend.
Pauschalen je Leistung/Krankheit/Patient: Das unter der 
großen Koalition 2007 verabschiedete GKV-Wettbewerbsstär-
kungsgesetz führte zu einer weiteren Verschärfung. Statt einem 
festem Gesamtbudget bei Ärzten erfolgt die Vergütung nun mit 
Pauschalen je Leistung/Krankheit/Patient, was die ärztliche 
Honorierung vor allem bei langwierigen Erkrankungen weiter 
verschlechterte (z. B. bezahlt werden nur fünf Behandlungsta-
ge, obwohl der Patient tatsächlich 25-mal in die Praxis kommt). 
Gesundheit kostet Geld: Es ist sicherlich einleuchtend, dass die 
Kosten im Gesundheitssektor ständig steigen werden, wir le-
ben alle immer länger und medizinischer Fortschritt kostet auch 
Geld. Die Frage der Finanzierung muss natürlich geklärt werden. 
Statt Versicherungs- und Krankenkassenbeiträge von Patienten 
ständig steigen zu lassen und das Honorar von Ärzten und Kran-
kenhäusern fortwährend zu kürzen, muss man sich fragen, ob 
wir denn tatsächlich über 280 verschiede gesetzliche Kranken-
kassen und deren gigantische Verwaltungsapparate benötigen. 
Qualitätsmanagement: Das im Jahr 2012 unter Gröhe (CDU) 
eingeführte Qualitätsmanagement im Gesundheitswesen ist 
ein exzellentes Beispiel dafür, wie man durch extremen büro-
kratischen Aufwand mehr als ein Drittel der Arbeitszeit für Do-
kumentation und Verwaltung einsetzen muss. Es handelt sich 
hierbei um kostbare Zeit, die für die Patientenbehandlung fehlt 
und weder die Behandlung an sich noch den ohnehin sehr ho-
hen Hygienestandard in Deutschland verbessert. Außerdem 
gibt es für die Medizin im Gegensatz zum QM in der Industrie 
kein mechanistisches Modell für eine zuverlässige Messung von 
Prozessabläufen, wovon die Entscheidungsträger in der Politik 
wie so oft in vielen anderen Bereichen trotz ihrer tollen Berater 
einfach keine Ahnung haben. Zuerst nachzudenken und einen 
komplexen Sachverhalt zu verstehen, bevor man ein Gesetz 
verabschiedet, scheint wohl ein Ding der Unmöglichkeit in der 
Politik zu sein.
Praxisbegehungen: Als ob das QM-System nicht schon genug 
des Verwaltungsaufwandes ist, nein, es kommt noch besser: 
Wieder einmal unter Gröhe (CDU) kam es 2014 zur Einführung 
von Überwachung und Begehungen aller (Zahn-)Arztpraxen 
durch staatliche Behörden. Geprüft werden Hygiene, QM und 
Medizinprodukte, Arbeits- und Infektionsschutz, dies natür-
lich alles unter dem Deckmantel einer besseren Patientenbe-
handlung. Doch genau betrachtet erinnert dies eher an einen 
kontrollierten und per Gesetz aufgezwungenen Verkauf von 
Geräten und Produkten der Industrie, welche vortreffliche Lob-
byarbeit in der Politik für ihre Interessen geleistet hat. Bisher 
wurde eine Praxis nur auf begründeten Verdacht der mangeln-
den Hygiene geprüft, was auch Sinn macht. Doch nun werden 
alle Praxen unter Generalverdacht gestellt, unsauber zu arbei-

ten, als ob man jeden Bürger der Steuerhinterziehung beschul-
digen würde. Wie vermessen und verlogen sind doch manche 
politischen Entscheidungen, denn es geht hier primär um die 
Absatzsteigerung der Industrie, natürlich ohne eine einheitliche 
EU-Regelung. Betrachtet man die Hygienestandards in ande-
ren EU-Ländern, so wird einem sehr schnell bewusst, welchen 
hervorragenden Standard wir seit Jahrzehnten in Deutschland 
genießen. Selbstverständlich muss der Praxisinhaber die Kosten 
der Begehung, zumeist im vierstelligen Bereich, einschließlich 
dem Behandlungsausfall selber tragen.
Jahresarbeitsentgeltgrenze: Es handelt sich hierbei um den Be-
trag des Einkommens, ab dem man nicht mehr in der gesetzlichen 
Krankenversicherung (KV) pflichtversichert sein muss und in eine 
private KV wechseln kann. Dieser wurde im Laufe von Jahrzehnten 
stetig angehoben, um den Kreis der Beitragszahler in den gesetz-
lichen KVen zu erweitern. Mittlerweile ist es so, dass ein Beitrags-
zahler in die gesetzliche KV circa zehn andere Mitglieder mitfinan-
ziert, welche nichts einzahlen. Schnell wird einem klar, dass das 
so auf Dauer nicht funktionieren kann und die gesetzlichen KVen 
ständig mehr Beiträge als auch staatliche Zuschüsse bedürfen. Ist 
eine Zwangsmitgliedschaft, welche am Bruttolohn gekoppelt ist, 
überhaupt zeitgemäß oder EU-gesetzeskonform?
Wenn ich die Möglichkeiten eines Gesundheitsministers hätte, 
dann würde ich folgende Lösungen vorschlagen:
→	Die Honorierung (zahn-)ärztlicher Leistungen muss auf den 

heutigen Stand angepasst und an die allgemeine Inflation an-

Schwerpunkt
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gekoppelt werden, damit Ärzte über-
leben können und eine moderne ärzt-
liche Versorgung für alle Patienten für 
die Zukunft sichergestellt ist.

→	Die Budgetierung als planwirtschaft-
liches Instrument muss abgeschafft 
werden. Ein Arzt darf nicht dafür be-
straft werden, dass er einem Patienten 
hilft, mehr Arbeit ohne Entgelt erin-
nert an kommunistische Strukturen. 

→	Statt einer pauschalen Vergütung je 
Krankheit muss die Vergütung ärzt-
licher Leistungen wie in der freien 
Wirtschaft nach tatsächlich erbrachter 
Leistung erfolgen. Kein Arzt darf da-
für bestraft werden, dass er Patienten 
hilft, besonders denen, die häufig zur 
Behandlung kommen müssen.

→	Die Einführung einer einzigen gesetz-
lichen Krankenversicherung könnte 
Unsummen von Verwaltungsgeldern 
einsparen, welche zur Finanzierung der 
Gesundheitskosten genutzt werden 
können. 

→	Jede Praxis und jedes Krankenhaus 
sollte ein frei bestimmbares, für sich 
optimiertes QM-System anwenden, 

bei dem sich der Verwaltungsaufwand 
in Maßen hält. Man muss den Arzt end-
lich wieder Arzt sein und seiner Arbeit 
und die des Personals nachkommen 
lassen. Es wäre durchaus überlegens-
wert, ob man ein QM-System innerhalb 
der Politik einführen sollte, bei dem die 
Transparenz (vor allem der Entgeltbe-
züge), Leistungsfähigkeit (z. B. tatsäch-
liche Anwesenheit im Plenum, Durch-
setzung des Parteiprogrammes) und 
das Abstimmverhalten (Registrierung) 
eines jeden einzelnen Abgeordneten 
überprüft wird. Außerdem wäre es 
längst an der Zeit, Steuerverschwen-
dung als denselben Straftatbestand 
wie Steuerhinterziehung im Gesetz zu 
verankern.

→	Die Praxisbegehung für alle Praxen muss 
gestoppt werden. Wie zuvor sollten Pra-
xen nur dann geprüft werden, wenn es 
einen konkreten Anlass dafür gibt. 

→	Prinzipiell sollte jedem Arbeitnehmer 
unabhängig vom Bruttolohn die freie 
Wahl gegeben werden, wie man sich 
versichern möchte (= Wegfall der Jah-
resarbeitsentgeltgrenze). Das stärkt 

den Wettbewerb zwischen den einzel-
nen Versicherungen und lässt auch die 
Beiträge für die Versicherten sinken. 

Dies sind nur einige Themenbereiche, 
die man sicherlich noch erweitern könn-
te. Doch im Großen und Ganzen lassen 
sich die Themen für eine erfolgreiche 
Gesundheitspolitik folgendermaßen zu-
sammenfassen:
•	 Erhalt des freien Berufs, damit Patien-

ten vom gemeinwohlorientierten, un-
abhängigen und professionellen Han-
deln profitieren können,

•	 Stärkung und Erhaltung von Versor-
gungsstrukturen durch Schaffung von 
wirtschaftlichen und strukturellen An-
reizen für die Niederlassung von jun-
gen Ärzten statt, leistungsfeindliche 
Steuerungsmechanismen (z. B. Budge-
tierung, Degression)

•	 Sicherung der Behandlungsqualität 
durch Abbau der Bürokratie, der un-
verhältnismäßigen Dokumentations-
pflichten und überzogene Kontrollen,

•	 Schutz des Vertrauens in die (Zahn-)
Ärzte, das Berufsgeheimnis als beson-
ders geschützter Raum darf nicht durch 
staatliche Eingriffe zerstört werden, 

•	 Sicherung des Honorars für eine qua-
litativ hohe, flächendeckende Ver-
sorgung der Patienten durch eine 
angemessene Vergütung und deren 
regelmäßiger Anhebung.

Wenn sich nichts ändern sollte, dann stehen 
wir alle einer Zukunft gegenüber, in der es 
nur noch wenige Ärzte in Deutschland gibt, 
zumeist nur solche, die fremde Sprachen 
sprechen und die nicht nach deutschem 
Qualitätsstandard im Ausland ausgebildet 
wurden. Ich möchte eine solche Zukunft 
definitiv nicht. Ich traue es jedoch der per-
sonellen Aufstellung innerhalb der Stan-
dardparteien und deren Koalitionen nicht 
zu, eine gewissenhafte und zukunftsori-
entierte Gesundheitspolitik umzusetzen. 
Es ist an der Zeit, über andere Alternativen 
nachzudenken und der Mittelstandsverei-
nigung der CDU endlich zu mehr Einfluss 
zu verhelfen, was jedoch alles andere als 
einfach ist. Was bleibt, ist ein gesunder Op-
timismus, den ich mir persönlich niemals 
nehmen lassen werde. Hoffen wir auf eine 
interessante nächste Bundestagswahl.

Dr. Robert Pernar,  

dr.robert.pernar@googlemail.com,  

www.drpernar.de  
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Der Mittelstand braucht Verlässlichkeit

„Mehr denn je muss sich die 
Union um den Mittelstand be-
mühen“, meint MIT-Kreisvor-
sitzende Dr. Anemone Bippes

Dass der Mittelstand Rückgrat und In-
novationsmotor unserer Wirtschaft ist, 
ist parteiübergreifend eine Pflichtbe-
merkung in Reden, die bis zur Bundes-
tagswahl landauf, landab gehalten wer-
den. Auch der SPD-Kandidat, der seine 
Partei mit einer Gerechtigkeitskampa-
gne in eine Linksfront-Regierung mit 
Grünen und Linken führen will, betont 
unermüdlich die Bedeutung der mittel-
ständischen Wirtschaft. Und selbst Die 
Linke sieht sich als Mittelstandspartei. 

Experten sind sich einig, dass mittel-
ständische Unternehmen besonders 
schlecht wegkommen, wenn ein Kanzler 
Schulz das umsetzt, was er bereits an-
gekündigt hat. Der Wohlstand wird sin-
ken, die Arbeitslosigkeit wird steigen. 
SPD und Grüne wollen die Vermögens-
steuer einführen, Hartz IV abschaffen, 
die Mietpreisbremse verschärfen und 
den Spitzensteuersatzes massiv anhe-
ben. Unfassbar, dass ausgerechnet Mi-
nisterpräsident Kretschmann das von 
den Grünen ersehnte Aus für den Ver-
brennungsmotor mit Verve vorantreibt. 
Verlässlichkeit sieht anders aus. 

Wohlstand für alle verbessern durch 
mehr Chancengleichheit und Teilha-
be – das sollte die Richtschnur einer 
verantwortungsvollen Politik sein. Ein 
„Weiter so“ darf es nicht geben. Wir 
brauchen endlich eine Entlastung des 
Mittelstandes, damit er Rückgrat und 
Innovationsmotor bleiben kann. Die 
MIT fordert mit Ihrem Steuerkonzept 
eine Reform der Einkommensteuer, die 
insbesondere die mittleren Einkommen 
und die Familien entlastet. Es müssen 
mehr Zukunftsinvestitionen getätigt 
werden, vor allem in technische Infra-

struktur wie den Breitbandausbau. Wir 
müssen eine weitere Aufblähung des 
Sozialstaats vermeiden und die Ren-
te mit 63 zurücknehmen. Stattdessen 
brauchen wir Anreize für eine längere 
Lebensarbeitszeit. 

Existenzgründungen müssen stärker ge-
fördert werden. Wir brauchen bessere 
Bildungschancen und einen spürbaren 
Abbau der Bürokratie. Die Aufhebung 
der Vorfälligkeit der Sozialversicherungs-
beiträge sollte hier ein erster Schritt sein. 
Der Mittelstand erwartet Antworten auf 
den Fachkräftemangel. In Baden-Würt-
temberg werden nach Daten der IHK bis 
2030 durchschnittlich 257.000 Fachkräf-
te pro Jahr fehlen. Aufgabe der neuen 

Bundesregierung muss eine Überarbei-
tung des Einwanderungsrechts sein, da-
mit die Unternehmen endlich wieder ein-
stellen können. Für die Bundestagswahl 
2017 sind die Wählerstimmen aus dem 
Mittelstand kein Automatismus. Mehr 
denn je muss sich die Union um den Mit-
telstand bemühen.

Dr. Annemone Bippes, info@anemonebippes.de, 

www.mittelstand-bad-ra.de   

Dr. Annemone Bippes, Kreisvorsitzende Baden- 
Baden Rastatt
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Aus dem Tagebuch eines 
IT-Mittelständlers

In der Informationstechnologie liegen 
bekanntlich Chancen und Risiken immer 
sehr eng beieinander. Der Wettbewerb 
erfordert von den Unternehmen – so-
wohl von Dienstleistern, Produktanbie-
tern als auch von Anwenderunterneh-
men – ein zunehmend höheres Maß an 
Innovationsfähigkeit, was wiederum an 
die Organisation und faktisch an alle be-
teiligten Mitarbeiter große Anforderun-
gen stellt.
Neben einer sehr guten Ausbildung zäh-
len nach wie vor insbesondere Engage-
ment, Flexibilität und Kreativität zu den 
wichtigen Eigenschaften, um im starken 
Wettbewerb bestehen zu können. Dies 
korreliert jedoch leider nicht immer 
mit der Entwicklung beispielsweise der 
gesetzlichen Rahmenbedingungen, was 
folgender Einblick in das Tagebuch mei-
ner Firma belegen soll:
Am Dienstag wird die Firma von einem 
Finanzkonzern aufgerufen, bis zum da-
rauffolgenden Montag ein Angebot zur 
Einführung einer Portallösung zu erstel-
len. Die Herausforderung besteht darin, 
in einer komplexen Umgebung unter 

Nutzung von zeitgemäßen und innova-
tiven Technologien eine Softwarelösung 
zu liefern und die Einführung in die ge-
samte Organisation zu begleiten. Neben 
der klassischen Produktentwicklung ist 
absehbar, dass die Aufgabe in Koopera-
tion mit dem potentiellen Kunden über 
einen Zeitraum von mehr als 24 Monaten 
gelöst werden muss. Dabei hat der Kun-
de ggf. vielfältig Unterstützungsbedarf 
mit weiteren Dienstleistungen durch Ex-
perten des Anbieters. Für alle Beteiligten 
ist solch ein Projekt eine große Heraus-
forderung und auch mit planerischen, 
finanziellen und technischen Risiken ver-
bunden. Unmittelbar nach der Angebots-
aufforderung wurde ein Angebotsteam 
definiert: Projektmanagement, fachli-
ches Team, technisches Team, Vertrags-
entwicklung etc. Klar ist, dass alle Mitwir-
kenden ohnehin schon gut ausgelastet 
sind und die Telefonkonferenzen z. T. zu 
Randzeiten erfolgen. Am Wochenende 
schließlich trägt die Leitung alle Informa-
tionen zusammen, führt die Kalkulation 
durch und finalisiert am Sonntagabend 
das Angebot. Montagfrüh um 4 Uhr geht 

es zum Bahnhof, um schließlich rechtzei-
tig zur Angebotsbesprechung um 10 Uhr 
beim 400 KM entfernten Kunden zu sein. 
Noch am Sonntagabend tauchen techni-
sche Fragen auf, welche der Angebotslei-
ter per Mail an seinen Technologiechef 
sowie einen befreundeten Informatik-
professor, aus dessen Forschungsbereich 
ein neues Modul in der Lösung integriert 
werden soll, schickt. Gegen 23 Uhr kom-
men kurze Antworten per Mail und die 
Dokumentation wird schließlich noch vor 
24 Uhr abgeschlossen. Solche Aktionen 
finden mehrfach im Jahr statt, schlicht, 
weil es aktuelle Chancen zu nutzen gilt. 

Michael Littig, Vorstand teckpro AG, Mitglied des 
MIT Bundesvorstands

Schwerpunkt
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Alle Personen zeigen einen tollen Einsatz und beweisen die ei-
gene Leistungsfähigkeit. Schließlich bieten solche Vorhaben für 
alle Beteiligten auch eine einmalige Chance, sowohl zur fachli-
chen als auch persönlichen Weiterentwicklung!
Realität ist aber auch, dass die Aktivität ein Tanz auf dünnem 
Glatteis ist: das geltende Arbeitszeitgesetz verbietet dieses 
Vorgehen ganz nüchtern! Ruhezeiten von elf Stunden sind 
zwingend einzuhalten und diese werden z. B. bereits durch 
eine kurze Mailrückmeldung eines Mitarbeiters am Abend for-
mal unterbrochen! Nach der Angebotsabgabe kam beim Kun-
den nun die Diskussion zum neuen AÜG auf. Das zum 1.4.2017 
aktualisierte Arbeitnehmerüberlassungsgesetz erschwert die 
Einbindung von Experten für Zeiträume in Kundenprojekten 
von mehr als neun bzw. 18 Monaten enorm bzw. scheint diese 
sogar unmöglich zu machen! Die gesamte Branche diskutiert 
hier die Konsequenzen und viele Prozesse sind schließlich 
enorme Unsicherheiten geprägt. Konkret bedeutet dies wohl, 
dass wir uns in der kommenden Zeit mit der Interpretation und 
Organisation aus den Implikationen des AÜG auseinanderset-
zen müssen. Anstatt neue Lösungen zu entwickeln, müssen 
sich gerade KMU mit Fragen zur Arbeitnehmerüberlassung, 
insbesondere Lizenzen und die Neugestaltung von Werk- und 
Dienstleistungsverträgen, auseinandersetzen. Geradezu per-
fide ist dann die jüngste Meldung aus dem Metallverband, 
wonach Gesamtmetall und IG-Metall die Tariföffnungsklausel 
nutzen und die Dauer für Leiharbeit kurzerhand auf 48 Mona-
te ausweiten. Auch die vom CDU-Bundesfachausschuss Arbeit 
und Soziales vorgesehene Flexibilisierung der Arbeitszeiten 
wurde unter Tarifvorbehalt und entsprechende Einigung der 
Sozialpartner gestellt – für KMU nicht wirklich beeinflussbar 
und auch oft keine Lösung.
Die vielzitierten und verfilmten Success Storys aus Silicon Val-
ley hätten es ganz sicher hier nicht so einfach gehabt. Neben 
vielen anderen Punkten scheint daher die zeitgemäße Gestal-
tung und Flexibilisierung der arbeitsrechtsrelevanten Geset-
ze eine wichtige Aufgabe für eine neue Bundesregierung und 

auch Voraussetzung, um bei den sonst hervorragenden Stand-
ortbedingungen die Chancen für die sehr gut qualifizierten 
Menschen und Betriebe zu sichern.

 Michael Littig, m.littig@teckpro.de, www.teckpro.de  

Michael Littig auf einer MIT-Veranstaltung
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Was erwartet der Mittelstand 
von der Politik

Besonders kleine Unternehmen haben 
einen relativ hohen Aufwand, um sich 
mit politischen Entscheidungen und 
Gegebenheiten auseinanderzusetzen. 
Fehlt es doch einfach an der schie-
ren Größe, eine eigene Ressource für 
diese Themen anzustellen. Folgende 
Themen betreffen uns als kleines IT 
Unternehmen direkt:
• 	Scheinselbstständigkeit
• 	Arbeitserlaubnisse für IT Experten aus 

Nicht-EU-Staaten
• 	Fördermittel und Vergaberichtlinien
• 	Investitions(un)freudigkeit in Deutschland
• 	Zahlungsziele größer als 30 Tage

Scheinselbstständigkeit: Die neue 
Verordnung von Arbeitsministerin 
Nahles kann uns als IT Beratungshaus 
zu einem Existenzproblem werden, 
haben wir doch nur wenige Kunden 
zur selben Zeit parallel. Einige Firmen 
haben angefangen, nach 120 Tagen 
die externen IT Ressourcen auszutau-
schen, um ja nicht nur in die Nähe ei-
nes Verdachtes der Beschäftigung von 
potentiellen Scheinselbstständigen zu 
kommen. Wir können aber kein Perso-
nenkarussell fahren wie große Bera-
tungshäuser und die Kollegen einfach 
durch andere austauschen. Die Idee 
hinter der Scheinselbstständigkeit ist 
im Niedriglohnsektor richtig. Aber die 
Anwendung für die IT Beratung, die 

nun mal nicht zum Niedriglohnsektor 
gehört, fatal. Dies muss dringend kor-
rigiert und angepasst werden.

Arbeitserlaubnisse für IT Experten 
aus Nicht-EU-Staaten: Der War of 
Talents ist schon lange entbrannt. Im 
IT Sektor ist es aber besonders in Ba-
den-Württemberg sehr schwierig, IT 
Kollegen zu bekommen. Also bilden 
wir bei uns selber aus und ermögli-
chen so Studenten – auch aus Nicht-
EU-Ländern – bei uns ihre Master-
arbeit zu schreiben und bei Eignung 
danach bei uns anzufangen. Nachdem 
uns seitens des Arbeitsamtes bzgl. des 
Jahresgehaltes von dieser speziellen 
Zielgruppe die Richtlinie der EU-wei-
ten Blue Card genannt wurde, wurde 
nach regionaler Verlegung der Zustän-
digkeit auf einmal ein anderer, für uns 
nicht nachvollziehbarer Wert genannt, 
der die Einstellung von neuen, drin-
gend benötigten Kollegen (und Steu-
erzahlern!) erschwert. Hier gilt die 
Bitte um einheitliche und verbindliche 
Richtlinien!

Fördermittel und Vergaberichtlini-
en: Dass es einen Markt für die Ver-
mittlung von staatlichen Fördermit-
teln gibt (10 % der Fördersumme), 
zeigt schon, dass etwas nicht stimmt. 
Und wenn dann noch hochprofitable 

Konzerne ebenfalls staatliche Förde-
rungen bekommen, verstehen wir das 
Prinzip nicht mehr. Die Vergabe müss-
te seitens der Politik über die regio-
nalen Verantwortlichkeiten (z.B. IHK) 
mit dezidierten Ansprechpartnern er-
folgen. Allein ein Silicon Valley sein 
zu wollen reicht nicht, es muss auch 
gegen die Investitionsunfreudigkeit 
in Deutschland angegangen werden. 
Die Niedrigzinspolitik ist der Besitz-
standswahrung ein Dorn im Auge. Ein 
Ankurbeln der Fördermittel vor allem 
für kleine Unternehmen wäre ein Ar-
beitsplatzmotor von morgen – vor al-
lem in den neuen Themen der digitalen 
Transformation!

Zahlungsziele größer als 30 Tage: 
Früher wollte man noch Zinsen auf sei-
ne liquiden Mittel bekommen. Mittler-
weile lohnt das nicht mehr. Warum vor 
allem große Firmen Zahlungsziele von 
mehr als 30 Tagen (45, 60 und mehr!) 
von ihren Lieferanten erwarten, ist 
für mich nicht nachvollziehbar. Allein 
aus ethischen Gründen sollten solche 
Zahlungsziele der Vergangenheit an-
gehören. Es sind schon Firmen mit vol-
len Auftragsbüchern in die Insolvenz 
gegangen. Sich auf Kosten der kleinen 
Zulieferer noch einen Kredit zu holen, 
sollte gesetzlich untersagt werden!

Jörn Döring, joern.doering@detect-value.com, 

www.detect-value.com  

Jörn Döring, Geschäftsführer DETECT VALUE
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MIT Esslingen

Staustadt Stuttgart strahlt aus

Nichts geht mehr – dieser Satz gilt nicht 
nur im Kasino auf den Fildern, sondern 
auch für viele Straßen rund um die Lan-
deshauptstadt. 
Stehen statt fahren – mit dieser Tatsa-
che müssen sich viele Berufspendler in 
der Region Stuttgart zweimal täglich 
abfinden: morgens auf dem Weg zur Ar-
beit und abends auf dem Heimweg. Wer 
braucht da noch Yoga – Gelassenheit 
lässt sich mental regelmäßig im Auto trai-
nieren. Mit im Stau stehen die Lkw- und 
Sprinter-Fahrer, die fristgerecht ihre Wa-
ren beim Automobilriesen oder das Päck-
chen im Privathaushalt abliefern müssen.
Das Verkehrschaos rund um die Lan-
deshauptstadt betrifft nahezu jeden. 
Der Kreisverband Esslingen der Mit-
telstands- und Wirtschaftsvereinigung 
Baden-Württemberg hat deshalb in die 
Kirchheimer Stadthalle zum Thema „Ver-
kehrsinfrastruktur Großraum Stuttgart“ 
eingeladen. Auf dem Podium saßen Stef-
fen Bilger, Bundestagsabgeordneter des 
Wahlkreises Ludwigsburg, Bezirksvorsit-
zender der CDU-Nordwürttemberg und 
Mitglied im Verkehrsausschuss; Andreas 
Schwarz, Fraktionsvorsitzender von 
Bündnis 90/Die Grünen im baden-würt-
tembergischen Landtag, und Dr. 
Hans-Jürgen Reichardt, Geschäftsführer 
der Abteilung Industrie und Verkehr IHK 
Region Stuttgart.
„Der Verkehrsinfarkt kostet Unterneh-
mer und Pendler Zeit, Nerven und Geld“, 
sagte Professor Erich Sigel, Moderator 
des Abends. Rund eine Milliarde Euro be-
trägt laut seiner Aussage der wirtschaft-
liche Schaden, den die Staus jährlich 
produzieren. Viele Firmen hätten einen 
Investitionsstopp für Stuttgart eingeläu-
tet, weil es zu wenige Infrastrukturpro-
jekte gebe, die den Kollaps rund um die 
Landeshauptstadt auffangen.
Als erster hatte Hans-Jürgen Reichardt 
das Wort: „Ein investierter Euro bringt 
volkswirtschaftlich sechs Euro. Das ist 
extrem viel.“ Dank der starken und da-
mit gewachsenen Wirtschaft hat auch 
der Verkehr zugenommen. Doch das 
Geld für Verkehrsprojekte ist lange in 

Regionen geflossen, die keine so leis-
tungsstarke Wirtschaft vorweisen kön-
nen. „Am wenigsten Geld fließt hierher, 
obwohl wir der größte Wirtschaftsraum 
sind“, kritisierte er. Mittlerweile würden 
jedoch Bundesmittel fließen – wenn sie 

denn im Land angefordert werden. Das 
funktioniert in Bayern offensichtlich an-
ders. Kaum ist ein Fördertopf angelegt, 
wird für den Freistaat Bedarf angemel-
det. „Eine unbequeme Wahrheit: Um 
ein Prozent Wirtschaftswachstum zu be-

(v. l.) Marcus Müller, Kreisvorsitzender MIT Esslingen, Moderator Prof. Erich Sigel, Steffen Bilger MdB, 
Andreas Schwarz MdL, Dr. Hans-Jürgen Reichardt, IHK Region Stuttgart
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kommen, fallen zwei Prozent Transport-
wachstum an“, nannte er Ross und Reiter. 
Seine Schlussfolgerung: Mehrverkehr 
akzeptieren. „Damit müssen wir gesell-
schaftlich umgehen“, sagte der IHK-Ver-
treter.
Von einer gewissen Frustration sprach 
Steffen Bilger, sobald man sich mit 
dem Thema Verkehr auseinandersetzt. 
Carsharing hat für ihn nichts mehr mit 
Ökos zu tun. „Das ist ein Erfolgsmodell“, 
postulierte er. Seine Hoffnung liegt im 
automatisierten Fahren. „Wer im Stau 
steht, kann dann Zeitung lesen, E-Mails 
lesen oder am Laptop arbeiten“, schaute 
er in die Zukunft. Er warnte auch vor zu 
viel Optimismus bezüglich des Straßen-
baus. „Das hat in der Bevölkerung wenig 
Akzeptanz“, ist seine Erfahrung aus dem 
Wahlkreis. Eine Lösung für Stuttgart ist 
aus seiner Sicht der Nordostring. „50 
Prozent der Verkehrsteilnehmer wollen 
gar nicht nach Stuttgart, sie müssen nur 
durch“, sagte Bilger.

Andreas Schwarz will die Mobilität 
dauerhaft erhalten, gleichzeitig aber 
die daraus resultierenden Klimaschä-
den reduzieren und setzt deshalb auf 
Innovation. Sanieren statt neu bauen, 
lautet ein weiteres Schlagwort, wobei 
er sich nicht gegen sinnvolle neue Tras-
sen wehrt. Eine Herkulesaufgabe sieht 
er bei der Brückensanierung. „Wir 
sind ein leistungsstarkes Bundesland, 
das auf entsprechende Infrastruktur 
angewiesen ist“, ist er sich bewusst. 
Deshalb wurden 50 Stellen neu bei 
der Straßenbauverwaltung geschaf-
fen. „Der Albaufstieg der A 8 ist das 
entscheidende Nadelöhr“, sagte er. 
Um auf der zentralen Ost-West-Achse 
Entspannung zu schaffen, müsse eine 
halbe Milliarde Euro in den Abschnitt 
zwischen Mühlhausen und Dracken-
stein investiert werden. Damit könne 
dem Ausweichverkehr im Lenninger 
Tal, aber auch über Neidlingen begeg-
net werden.

Die Zuhörer hatten konkrete Fragen 
und ebensolche Ansichten. Als Irrsinn 
bezeichnete eine Esslingerin den sechss-
purigen Ausbau der B 10 zwischen Neck-
arpark und Plochingen, wie es im Bun-
desverkehrswegeplan steht. Neckar und 
Bebauung schließen das aus. Viel besser 
investiert sei das Geld in die Filderauf-
fahrt, um so Stuttgart vom Fernverkehr 
zu entlasten. Ein Zuhörer wollte gar die 
große Lösung der Neckar-Alb-Autobahn 
wiederbeleben. Die Planung stammt 
aus den 1970er-Jahren und hätte über 
Marbach, den Schwäbischen Wald nach 
Reichenbach und Schlierbach geführt. 
In Jesingen wäre die Einmündung in die 
A 8. Diskussionsthemen waren auch der 
ÖPNV, Schleusenausbau auf dem Neck-
ar bis Plochingen, Radfernweg und Gi-
galiner – von den Befürwortern lieber 
Lang-Lkw genannt.

Iris Häfner, haefner@teckbote.de, www.teckbote.de 

für den KV Esslingen, www.mit-esslingen.de  
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Aus den Kreisen & Bezirken

MIT Sübaden

Staatssekretärin  
Katrin Schütz: kompe-
tent und konstruktiv

Der Bezirksverband Südbaden, der Kreisverband Schwarz-
wald-Baar-Heuberg der Mittelstands- und Wirtschaftsvereini-
gung (MIT) und die Staatssekretärin des Ministeriums für Wirt-
schaft, Arbeit und Wohnungsbau, Katrin Schütz, trafen sich in 
der Firma Kunststoff Christel GmbH & Co. KG in Bad Dürrheim 
zu einem kollegialen, mittelständischen Erfahrungsaustausch. 
Bei der Betriebsbesichtigung des Familienunternehmens in der 
Kunststoffverarbeitung erklärte Geschäftsführer Rainer Chris-
tel und Stellvertreter Markus Federspiel den Vorgang der eige-
nen Werkzeugherstellung bis hin zum Spritzgießen. Anschlie-
ßend wurde im Rahmen einer Bezirksvorstandssitzung der 
Staatssekretärin ein bunter Strauß verschiedenster mittelstän-
discher Themen überreicht. Von unzähligen (und oft unschlüssi-
gen) Vorgaben beim Wohnungsbau, über Rahmenbedingungen 
von Unternehmern und Betrieben bis hin zur Digitalisierung und 
Datensicherheit – Positionen, Inhalte und Vorschläge wurden 
engagiert ausgetauscht und diskutiert. Die Bezirksvorsitzende 
Ruth Baumann mahnte im Hinblick auf die übertriebenen büro-
kratischen Belastungen spürbare Entlastungen für die Betriebe 
und deren Inhaber an. Dies sollte nicht nur für Neugründungen, 
sondern auch für bereits auf dem Markt existierende Betriebe 

Staatssekretärin Katrin Schütz und der Bezirksvorstand MIT Südbaden beim 
Firmenrundgang mit Rainer Christel
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gelten. Die Aufgabe eines Normenkontrollrats, egal ob auf Lan-
des- oder Bundesebene, wird immer dort beschnitten werden, 
wo den Empfehlungen keine Kompetenzen zur Umsetzungen 
der Forderungen an die Hand gegeben werden. Die Staatsse-
kretärin Katrin Schütz, die selbst aus dem Mittelstand kommt, 
wusste den Klartext der Unternehmer zu schätzen und sortierte 
ihn kompetent und konstruktiv ein.
Wenn die MIT als Sprachrohr mittelständischer Betriebe und 
deren Mitarbeiter auf offene Ohren und Interesse im Wirt-
schaftsministerium treffen, dann lässt sich gemeinsam viel be-
wegen – so der Tenor der Teilnehmer. Fortsetzung folgt. 

Ruth Baumann; r.baumann@baumann-co.de    

MIT Bezirksvorstand Südbaden mit dem MIT-Landesvorsitzenden Daniel 
Hackenjos und Herr Rainer Christel, Inhaber der Christel GmbH & Co. KG

Aus den Kreisen & Bezirken

MIT Alb-Donau/Ulm www.mit-alb-donau-ulm.de

MIT Baden-Baden/Rastatt www.mit-mittelbaden.de 

MIT Biberach 

MIT Böblingen www.mit-boeblingen.de

MIT Bodensee www.mit-bodenseekreis.de

MIT Breisgau-Hochschwarzwald 

www.mit-breisgau-hochschwarzwald.de

MIT Calw/Freudenstadt www.mit-cw-fds.de

MIT Emmendingen www.mit-emmendingen.de

MIT Esslingen www.mit-esslingen.de

MIT Freiburg www.mit-freiburg.de

MIT Göppingen www.mit-gp.de

MIT Heidelberg www.mit-heidelberg.de

MIT Heidenheim  

MIT Heilbronn

MIT Hohenlohe www.mit-hohenlohe.de

MIT Karlsruhe www.mit-karlsruhe.de

MIT Karlsruhe Land www.mit-karlsruhe-land.de

MIT Konstanz www.mit-konstanz.de

MIT Lörrach

MIT Ludwigsburg www.mit-ludwigsburg.de

MIT Main-Tauber-Kreis www.mit-main-tauber.de

MIT Mannheim www.mit-mannheim.de

MIT Neckar-Odenwald www.mit-neckar-odenwald.de 

MIT Ortenau

MIT Ostalb www.mit-ostalb.de 

MIT Pforzheim www.mit-pforzheim.de

MIT Ravensburg www.mit-ravensburg.de

MIT Rems-Murr www.mit-remsmurr.de

MIT Reutlingen 

MIT Rhein-Neckar www.mit-rhein-neckar.de

MIT Rottweil

MIT Schwäbisch Hall www.mit-sha-kv.de

MIT Schwarzwald-Baar 

MIT Sigmaringen 

MIT Stuttgart www.mit-stuttgart.de

MIT Tübingen

MIT Tuttlingen

MIT Waldshut

MIT Zollernalb www.mit-zollernalb.de

MIT Nordbaden www.mit-nordbaden.de

MIT Nordwürttemberg www.mit-nordwuerttemberg.de 

MIT Südbaden www.mit-suedbaden.de

MIT Württemberg-Hohenzollern www.mit-wueho.de

MIT Deutschland www.mit-deutschland.de 

MIT Baden-Württemberg www.mit-bw.de

SOS Mittelständler in Not e. V. www.mittelstaendler-in-not.de

MIT vor Ort

Hier geht es zur 
www.mit-bw.de



17Ausgabe 4 - 2017

MIT Rhein-Neckar hatte eingeladen:

„Bedingungsloses Grundeinkommen“ wurde 
heiß diskutiert

Seit Jahren wird über das „bedingungs-
lose Grundeinkommen“ in Deutschland 
diskutiert. Die Meinungen, wie und ob 
das derzeitige Sozialsystem mit einer fi-
nanziellen Absicherung für alle abgelöst 
werden könnte, gehen auseinander. Um 
die unterschiedlichen Gesichtspunkte 
dieses Themas in Verbindung mit den 
Veränderungen in der Arbeitswelt von 
heute darzustellen, hatten die Mittel-
standsvereinigung Rhein-Neckar sowie 
der CDU Stadtverband Wiesloch in den 
Audimax der MLP AG, mit Hauptsitz in 
Wiesloch, eingeladen.

Christian Wanner, der Vorsitzende der 
MIT Rhein-Neckar, begrüßte Herrn Götz 
Werner, die Teilnehmer der anschließen-
den Podiumsdiskussion und mehr als 170 
interessierte Besucher.
Der Einladung der MIT Rhein-Neckar 
folgten spannende Gäste aus Wirtschaft 
und Politik. Als Referent des Einstiegs-
vortrages sprach Götz Werner, Gründer 
der Drogeriemarktkette „dm“, der sich 
seit vielen Jahre für das bedingungslose 
Grundeinkommen stark macht. Für die 
anschließende Podiumsdiskussion waren 
anwesend Luka Mucic, Finanzvorstand 
der SAP SE mit Sitz in Walldorf, Dani-

el Hackenjos, Vorsitzender der Mittel-
standsvereinigung Baden-Württemberg 
und Unternehmer, Professor Sascha Lie-
bermann von der Alanus Hochschule, 
Karl Klein, für die CDU im Baden-Würt-
tembergischen Landtag, sowie Dr. Jörn 
Döring Gründer und Geschäftsführer des 
Software Start ups Detect Value GmbH. 
In seinem Einführungsvortrag unterstrich 
Werner, Einkommen sei die Ermöglichung 
der Arbeit, nicht die Bezahlung. „Ohne 
den Menschen könnten unsere Unterneh-
men und die Wirtschaft nicht existieren, 
also ist die Wirtschaft für den Menschen 
da und nicht umgekehrt, wie fälschlicher-

Christian Wanner, Kreisvorsitzender MIT Rhein-Neckar

Götz Werner, Gründer der Drogeriemarktkette „dm“

Aus den Kreisen & Bezirken
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weise angenommen“, betonte Werner. Es 
müsse die Frage gestellt werden, ob der 
Mensch lediglich Mittel zum Zweck sei. 
Vielmehr schaffe ein Einkommen „ohne 
Wenn und Aber“ Freiraum für die persön-
liche Entfaltung, lasse Freiräume für jeden 
Einzelnen zu und bedeute eben, nicht nur 
das zu tun, was man soll. Kreativität werde 
gefördert und vor allem die Möglichkeit 
eröffnet, mit einer finanziellen Absiche-
rung neue Wege zu gehen, um somit einen 
wichtigen Beitrag für die gesamte Gesell-
schaft leisten zu können. Dazu bedürfe es 
eines Umdenkungsprozesses und nicht 
eben ein spontan geäußertes Misstrauen, 
frei nach dem Motto „bedingungsloses 
Grundeinkommen führt dazu, dass die Be-
zieher nicht mehr arbeiten wollen“. Wer-
ner, der gewohnt humorvoll das Thema 
anging, sprach in seiner Rede von Flexi-
bilität, die mit dem Grundeinkommen ge-
währleistet sei. Und diese sei bei den sich 
abzeichnenden Veränderungen in vielen 
Bereichen dringend notwendig. Werner 
wies auf die steigende Produktivität in der 
Industrie hin, und diese führe zwangsläu-
fig zu einem sinkenden, menschlichen Ar-
beitseinsatz. 
In der sich anschließenden Podiums-
diskussion, moderiert von Hans-Dieter 
Siegfried (ehemaliger Vorstandssprecher 
der Heidelberger Druckmaschinen AG), 
kamen die unterschiedlichen Bewertun-
gen des „bedingungslosen Grundeinkom-
mens“ deutlich zur Sprache. Luka Mucic 
sprach sich für mehr Bildung aus, Karl 
Klein nannte eine Umsetzung „brand-
gefährlich“, und zudem könnte dies den 
Sozialstaat gefährden und auch Daniel 
Hackenjos äußerte sich eher zurückhal-
tend und stellte den Leistungsgedanken 

in den Vordergrund. Hackenjos betonte 
die Freiwilligkeit und die Wahlfreiheit, 
mit der Arbeitnehmer und Arbeitgeber in 
der Arbeitswelt zusammentreffen.
Professor Liebermann dagegen verwies 
auf die Grundrechte. „Da ist nicht von 
Arbeitnehmern die Rede, sondern von 
Menschen“, betonte er. Man müsse sich 
von der reinen Erwerbstätigkeit verab-
schieden und den Bürger mehr in den 
Focus rücken. „Gerade in kleineren Un-
ternehmen könnte sich die Absicherung 
über ein Grundeinkommen durchaus po-
sitiv auswirken“, so Dr. Jörn Döring aus 
der Sicht der Erfahrungen im eigenen 
Unternehmen. Eine Umschulung und 
Weiterbildungen seien mit der Absiche-
rung leichter umzusetzen, und so könne 
man den sich verändernden Gegebenhei-
ten, die in manchen Branchen „alle paar 
Wochen“ stattfänden, besser begegnen. 
In der lebhaft geführten Diskussion war 
ein Konsens nicht zu erreichen, doch 
dies war auch nicht das Ziel des Abends. 
Vielmehr ging es darum, die unterschied-
lichen Facetten aufzuzeigen und den 
Besuchern Denkanstöße zu geben. Bei 

dem anschließenden Empfang hatten die 
Besucher noch die Gelegenheit, sich mit 
den Teilnehmern der Podiumsdiskussion 
zu unterhalten und untereinander weiter 
zu diskutieren.

Fazit:
Götz Werner ist ohne Zweifel ein kluger 
Kopf und eine der führenden Unternehmer-
persönlichkeiten, die wir in Deutschland 
haben. Alle von ihm gestellten Fragen und 
aufgeführten Punkte sind nachvollziehbar 
und regen Denkprozesse über die Zukunft 
der Arbeitswelt an. Die zunehmende Digi-
talisierung und Automatisierung, Wegfall 
von gering qualifizierten Arbeitsplätzen 
und die sinkende Nachfrage nach dem 
Produktionsfaktor Mensch, werden zu Ver-
änderungen im Steuer- und Sozialsystem 
führen müssen. Ob allerdings ein bedin-
gungsloses Grundeinkommen Lösung und 
Antwort auf die Unsicherheiten von mor-
gen ist, muss man skeptisch hinterfragen. 
Die soziale Marktwirtschaft sieht den Staat 
als Aufsteller und Wächter der Regeln, die 
für die Akteure in der freien Wirtschaft gel-
ten. Der Staat soll durch aktive Eingriffe das 
Marktgeschehen ergänzen und korrigieren 
(zum Beispiel durch sozialpolitische, kon-
junkturpolitische oder arbeitsmarktpoliti-
sche Maßnahmen), wenn dies im allgemei-
nen Interesse für notwendig erachtet wird 
und wo die Märkte an ihre Grenzen stoßen. 
Eine massive Umwälzung des jetzigen Wirt-
schaftssystems, in dem der Staat für das 
Einkommen der Menschen aufkommen 
soll, erhoben durch Steuern und Abgaben, 
widerspricht der Maßgabe der Eigenverant-
wortlichkeit, die beim Mittelstand großge-
schrieben wird.

Christian Wanner, christian-wanner@web.de,  

www.mit-rhein-neckar.de  

(Von links) Christian Wanner, Karl Klein MdL, Daniel Hackenjos, Michael Wanner, Luka Mucic SAP SE, 
Hans Dieter Siegfried, Jörn Döring, Götz Werner, Prof. Sascha Liebermann, Adrian Seidler
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MIT Neckar-Odenwald

Absoluten Schutz wird es auf absehbare Zeit 
nicht geben

„In Berlin wird viel gemacht, bei der Basis kommt es aber 
nicht an“, begrüßte Dr. Alexander Ganter den stellvertreten-
den Vorsitzenden der CDU-Bundestagsfraktion Dr. Stephan 
Habarth MdB.
Auf Einladung des Arbeitskreises „Innere Sicherheit“ erläu-
terte Dr. Stephan Harbarth MdB, welche Maßnahmen seit 
Beginn der Flüchtlingswelle ergriffen worden sind und was 
zur Bewältigung der damit verbundenen Herausforderungen 
geplant ist. Der Bundestagsfraktion der CDU sei bewusst, 
dass die Diskussionen über Zinsen, Rente und Flüchtlinge zu 
einer Verunsicherung der Bevölkerung geführt habe. 
Harbarth wies in seinem Vortrag darauf hin, dass die CDU 
über 7.000 neue Stellen bei der Bundespolizei geschaffen, 
die Ausstattung der Sicherheitsbehörden verbessert und 
schärfere Gesetze erlassen habe. Insbesondere das Vorge-
hen gegen Gefährder sei verschärft worden. Sie könnten 
nun leichter abgeschoben, bis zu 18 Monate in Ausliefe-
rungshaft genommen und durch Fußfesseln überwacht wer-
den. Damit sei die Terrorgefahr aber keineswegs gebannt. 
Der Islamische Staat kämpfe gegen die westliche Kultur und 
werde hierbei immer neue Schauplätze für Massaker suchen 
und finden. Einen absoluten Schutz werde es auf absehbare 
Zeit nicht geben. 
Solange SPD-geführte Bundesländer wie Rheinland-Pfalz 
oder Nordrhein-Westfalen nicht bereit seien, die in Berlin 
beschlossenen Gesetze umzusetzen, verpufften diese Rege-
lungen. Auch mit den Grünen ging Harbarth hart ins Gericht. 
Wer wie die Bundesvorsitzende Simone Peter die Polizei 
mit Rassismus in Verbindung bringt oder die Anerkennung 
nordafrikanischer Staaten als sichere Herkunftsländer ver-
weigert, gefährdet die innere Sicherheit in Deutschland.
Auch in der Flüchtlingsfrage seien Fortschritte erzielt wor-

den, so Harbarth. Die Zahl der Neuankömmlinge habe sich 
verringert, und die Anzahl der Abschiebungen und freiwilli-
gen Rückführungen habe sich deutlich erhöht. Dies sei auch 
erforderlich, um diejenigen aufnehmen zu können, die unse-
ren Schutz brauchen. Die Begeisterung der Ehrenamtlichen 
habe nachgelassen, und die finanziellen Ressourcen seien 
nicht unerschöpflich. Maximal 15 Prozent der Flüchtlinge 
seien für den deutschen Arbeitsmarkt hinreichend ausge-
bildet, über 30 Prozent seien Analphabeten. Bis Ende 2017 
werden sich die Kosten für die Aufnahme und Betreuung der 
Flüchtlinge auf rund 20 Milliarden Euro belaufen. Er könne 
daher nicht verstehen, dass einige rot-grüne Bundesländer 
sich gegen geltendes Recht stellten und ausreisepflichtige 
Ausländer nicht abschieben, so Harbarth. Die CDU habe mit 
der Verschärfung des Asylrechts, der Beschleunigung von 

(v. l.) Dr. Fraschka, Dr. Ganter, Ariane Spitzer, Dr. Stephan Habarth MdB, 
Viola Spitzer, Bastian Münch, Lukas Knapp, Jan Inhoff
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flexibel, herstellerunabhängig - vom Desktop bis zum Datacenter
mit dem richtigen Technologiepartner für Virtualisierung und IT-Management
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Verfahren, der Verringerung von Fehlanreizen und der er-
leichterten Abschiebung von Kriminellen wichtige Weichen 
gestellt. Bei Ausländern ohne dauerhaftes Bleiberecht seien 
ein Arbeitsverbot und eine Verhinderung des Familiennach-

Aus den Kreisen & Bezirken

Wir verbinden Ihre Technologie mit unserer innovativen Elektronik, 
vom Standardrelais über kompakte CAN Module, bis hin zu 
komplexen programmierbaren mobilen Steuerungen. 

MRS Electronic GmbH & Co. KG 
Klaus-Gutsch-Str. 7 
78628 Rottweil E-Mail: info@mrs-electronic.de
Tel. +49 741 2807-0 www.mrs-electronic.de 

Rohre, Stäbe, Profile aus
thermoplastischen

Kunststoffen

GEHR GmbH
Casterfeldstraße 172
D-68219 Mannheim
Telefon: 0621-87 89-0
Telefax: 0621-87 89-200www.gehr.de

zugs dringend geboten. Nun gelte es, nordafrikanische 
Staaten zu sicheren Herkunftsländern zu erklären und 
Transitzentren einzurichten. Ausländer ohne Ausweispa-
piere dürften außerhalb dieser Zentren kein Aufenthalts-
recht in Deutschland erhalten 
Die Integration und das dauerhafte Bleiberecht hängen 
von der Akzeptanz der westlichen Werteordnung, etwa 
der Gleichberechtigung der Frau und dem Verbot von Kin-
derehen, ab. Es müsse klar sein, dass das Grundgesetz über 
der Religion stehe. Das gelte aber auch für Migranten, die 
schon lange bei uns leben. Wir dürfen nicht zulassen, dass 
auswärtige Konflikte auf deutschem Boden ausgetragen 
werden. „Wer Erdogan beklatschen will, muss sich dafür 
die Türkei aussuchen.“ Zur Verhinderung von Parallelge-
sellschaften habe der Bund die Möglichkeit von Wohnsit-
zauflagen geschaffen. Auch davon machen einige Bundes-
länder keinen Gebrauch.
Mit Blick auf die Bundestagswahl warnte Stephan Harbarth 
eindringlich vor Rot-Rot-Grün. In den Bundesländern, in 
denen die CDU nicht an der Regierung beteiligt sei, werde 
eine „Politik auf Pump“ praktiziert. Mit der SPD gebe es 
keine Abschaffung beim Doppelpass. Der von der SPD ge-
forderte schnelle Familiennachzug sei nicht finanzierbar.
In der anschließenden Diskussion wurden noch zahlrei-
che Fragen der Flüchtlingspolitik angesprochen wie das 
Austrocknen des Schleuserwesens, die Bekämpfung von 
Fluchtursachen und die Weigerung einiger Herkunftslän-
der, ihre Staatsangehörigen zurückzunehmen. Die Ab-
schiebung gut integrierter Flüchtlinge ohne Asylgrund ist 
nach Ansicht von Harbarth richtig. „Wir müssen das Recht 
durchsetzen, und wer in einem ordentlichen Verfahren 
rechtskräftig abgelehnt ist, muss gehen.“

Alexander Ganter, ganter.MOS@gmx.de, www.mit-neckar-odenwald.de  
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MIT Mannheim

Hering meets Politik

Die Veranstaltungen der MIT Mannheim zeichnen sich da-
durch aus, dass sie im Regelfall das Zusammengehörigkeits-
gefühl stärkende gesellige Moment mit Vorträgen und Ge-
dankenaustausch zu wirtschaftspolitischen Themen sowie 
das sog. „Netzwerken“ verbindet. Dazu gehören neben dem 
Jahresempfang, dem Kurpfälzer Frühschoppen und dem Jah-
resabschluss zahlreiche Veranstaltungen wie z. B. in diesem 
Jahr das Heringsessen. Allein bei dieser Veranstaltung konn-
ten drei Neumitglieder gewonnen werden.
Heringsessen finden traditionell in der Fastenzeit vor Ostern 
statt. Der Fisch ist nämlich das älteste Symbol für Jesus. Aus 
den Anfangsbuchstaben der griechischen Übersetzung von 
„Jesus Christus, Gottes Sohn und Retter“ ergibt sich das Wort 
„Fisch“ (ICHTHYS). In Zeiten der Christenverfolgung diente 
daher der Fisch als Erkennungszeichen für die Christen.

Im Verlaufe des Abends wurde der köstliche Hering mit mu-
sikalischen und politischen „Beilagen“ serviert. So ließ der 
MIT-Kreisvorsitzende Alexander Fleck das vergangene Jahr 
in gereimter und scharfzüngiger Weise Revue passieren und 
beleuchtete hierbei zahlreiche politische Themen aus einer 
amüsanten Sicht. Der Mannheimer Bundestagskandidat 
Nikolas Löbel, der selbst Mitglied der MIT ist, stellte seine 
Forderungen und seine Vorstellungen für einen gelingenden 
Wahlkampf vor.
„Dem Mittelstand kann es nur gut gehen, wenn die nächste 
Bundesregierung CDU-dominiert ist“, so Fleck. „Mir graut 
es schon vor dem, was uns Mittelständler alles trifft, falls 
Rot-Rot-Grün gewinnen sollte. Dies gilt es auf jeden Fall zu 
verhindern.“

Alexander Fleck, alexander-fleck@t-online.de, www.mit-mannheim  

Aus den Kreisen & Bezirken
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... 360° Flexibilität

Volles Haus bei Heringsessen der MIT Mannhein

Alexander Fleck, Kreisvorsitzender MIT Mannheim
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MIT Zollernalb

Wirtschaftsministerin Dr. Nicole Hoffmeister- 
Kraut und der MIT Zollernalb besuchen Bisinger 
Unternehmen

Zusammen mit der MIT Zollernalb besuch-
te die Ministerin für Wirtschaft, Arbeit 
und Wohnungsbau und CDU-Wahlkreisab-
geordnete, Dr. Nicole Hoffmeister-Kraut 
kürzlich zwei Bisinger Unternehmen. 
Sie betonte dabei die Wichtigkeit der 
kleinen und mittelständischen Unterneh-
men für den Zollernabkreis. Sowohl die 
Grohmann Aluworks GmbH & Co. KG als 
auch die nemetris GmbH sind erfolgrei-
che Firmen in der Region mit innovativen 
Konzepten.
Hans-Peter Grohmann und Wolfgang 
Grohmann, Geschäftsführer der Groh-
mann Aluworks GmbH & Co. KG, begrüß-
ten Dr. Nicole Hoffmeister-Kraut. Der 
Geschäftsführer des Bisinger Werks, Kay 
Mattern, erläuterte der Delegation die 
Firmengeschichte. Die Firmengruppe hat 
in den letzten Jahren eine enorme Um-
satzsteigerung erwirtschaftet und sich 
mit den verschiedenen Standorten in 
ganz Baden-Württemberg hervorragend 
positioniert. 
Die Delegation zeigte sich beeindruckt 
von der hochautomatisierten Fertigungs-
technologie, mit der die Firma Alumini-
umgussteile in höchster Qualität her-

stellt. Diese werden beispielweise bei 
Porsche verbaut.
Anschließend besuchte Hoffmeister- 
Kraut die Firma nemetris GmbH, die 
seit 2013 als eigenständiges Unter-
nehmen am Markt aktiv ist. Die beiden 

Geschäftsführer Thomas Rukwid und 
Markus Schwarz freuten sich über den 
Besuch und erläuterten die Entstehungs-
geschichte der Firma und das weite Spek-
trum, das das innovative IT-Unterneh-
men abdeckt. Die junge Firma entwickelt 
Software und Apps zur Datenerfassung, 
Visualisierung und Vernetzung. Dabei 
liegt der Fokus auf den aktuellen Themen 
Industrie 4.0 und Digitalisierung. Die 
hochinnovativen nemetris Smart Indus-
try Apps bilden einen weiteren Schwer-
punkt. Diese Softwarebausteine stellen 
modulare Produktionsleitsysteme zur 
Verfügung und integrieren dabei die ge-
samte verteilte Infrastruktur. 
Am Ende der Besichtigungen bedankte 
sich Dr. Nicole Hoffmeister-Kraut für die 
interessanten Gespräche und Einblicke 
und wünschte beiden Unternehmen alles 
Gute für die Zukunft

Stefan Buhmann, stefan.buhmann@gmx.de, 

mit-zollernalb.de  

(Von links) Hans-Peter Grohmann, Dr. Nicole Hoffmeister-Kraut MdL, Anne Heller, Wolfgang Grohmann

Aus den Kreisen & Bezirken

  Open Data
Die Nutzung frei zugänglicher Daten 
spielt in Deutschland immer noch eine 
untergeordnete Rolle. Das Potenzial 
und seine Möglichkeiten wird von den 
KMU’s noch nicht richtig wahrgenom-
men. Gleichzeitig sind die erfassenden 
Stellen und Behörden noch nicht für das 
Open Government richtig sensibilisiert 
und unterschätzen die Möglichkeiten, 
die sich für die Betriebe hier ergeben. 

Kartenmaterial
Verschiedene Stellen und Behörden 
vermessen unser Land mit äußerster 

Präzision bis in den letzten Winkel. 
Dieses Kartenmaterial, das daraus 
entsteht, ist für den Mittelstand sehr 
wertvoll und zu einem großen Teil be-
reits frei verfügbar. Aus vielen unter-
schiedlichen Bereichen greifen Unter-
nehmen auf diese Karten zurück, sei es, 
um Stadt- oder Bauplanungen voranzu-
bringen, Windgeschwindigkeiten oder 
Hochwasser-Daten abzufragen. Die 
Karten können mit unterschiedlichen 
Abfragen verknüpft und kombiniert 
werden. 
Mehr Infos zu den Karten unter:
 www.geoportal-bw.de
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MIT Baden-Baden/Ratstatt

Autobahnanschluss 
Baden-Airpark:  
„In einem Jahr kann  
es losgehen“

Die Mittelstands- und Wirtschaftsvereinigung Baden-Baden/
Rastatt besucht mit Bundesverkehrsstaatssekretär Norbert 
Barthle MdB die Bischoff & Scheck AG. 
Im Rahmen ihres Programms „Politik trifft Mittelstand“ be-
suchten auf Einladung von Bernd Bischoff am 4. April 35 Mit-
glieder der MIT die Bischoff & Scheck AG, eines der renom-
miertesten Fahrzeugbauunternehmen in Deutschland sowie 
im europäischen Ausland. Zu Gast war auch Norbert Barthle 
MdB, Staatsekretär beim Bundesminister für Verkehr und di-
gitale Infrastruktur. Nach der Begrüßung durch Dr. Anemone 
Bippes, Vorsitzende der MIT Baden-Baden/Rastatt, gab Bernd 
Bischoff, Vorstand und Verantwortlicher für Konstruktion und 
Produktion, eine kurzen Abriss über die Entstehungsgeschichte 
des Unternehmens. Wie bei vielen letztlich erfolgreichen mit-
telständischen Unternehmen standen zu Beginn 1997 der un-
ternehmerische Wille, die Ideen für aussichtsreiche Produkte, 
Kapitaleinsatz und der Mut zum Risiko. Über die Produktion von 
Pferdeanhängern und Übertragungswagen für Rundfunkanstal-
ten entwickelte sich das Unternehmen schnell zum Hersteller 
von hochkomplexen Trailern für den Motorsport, Promoti-
on-Fahrzeuge und „rollende Labore“ für Gesundheit und Wis-
senschaft. Diese werden weltweit nachgefragt und exportiert.
Im Anschluss an den hochinteressanten und bestens durch 
Bernd Bischoff geführten und kommentierten Rundgang durch 
das Unternehmen, versammelten sich alle Teilnehmer sichtlich 
beeindruckt im Shelter des Luk Driving Centers Baden. Dr. An-
emone Bippes stellte in kurzen Zügen die Entwicklung des Ge-

werbeparks „Baden-Airpark“ dar. Aktuell sind dort 130 gewerb-
liche und mittelständische Unternehmen angesiedelt – eine 
Erfolgstory, die nicht selbstverständlich ist und viele Arbeits-
plätze sichert.
Staatssekretär Norbert Barthle eröffnete seine Rede mit ei-
nem Bekenntnis zum Mittelstand und der Anerkennung der 
Leistungen für Wirtschaft und Gesellschaft. „Mobilität ist die 
Voraussetzung für Wachstum. Fließender Verkehr und Daten-
ströme sind die Basis für wirtschaftliche Entwicklung. Der Ba-
den-Airpark sei der zweitgrößte Flughafen in Baden-Württem-
berg. Die Autobahnanschlussstelle für den Baden-Airpark an 
die Autobahn A5 sei genehmigt, die Finanzierung in Höhe von 
7,5 Millionen Euro sichergestellt. In einem Jahr kann es mit dem 
Bau losgehen, falls keiner klagt.“ Nun, so Norbert Barthle wei-
ter, müssten die Voraussetzungen für den Bau in einem Plan-
feststellungsverfahren geschaffen werden. Die Infrastruktur 
leide aktuell in den alten Bundesländern unter einem Investi-
tionsstau. Nach Jahren der Mittelknappheit in den öffentlichen 
Haushalten seien nun vielmehr begrenzte Planungskapazitäten 
das Nadelöhr für dringend notwendige Investitionen in die Inf-
rastruktur. Zum Abschluss bedankte sich Dr. Anemone Bippes 
bei Bernd Bischoff und Norbert Barthle für die interessanten 
Einblicke und wichtigen Information für die Mitglieder der MIT.

Rainer Gärtner, rainer.gaertner@unicredit.de, www.mittelstand-bad-ra.de   

(Von links) Florian Körner, Bernd Bischoff, Klaus Kober, Dr. Anemone Bippes, 
Norbert Barthle, Daniel Hackenjos, Rolf Buttkus

Aus den Kreisen & Bezirken
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MIT Freiburg

MIT Freiburg fordert 
nachhaltige  
Wirtschaftspolitik  
in Freiburg

Die geplante Erhöhung der Gewerbesteuer zur kurzfristigen 
Deckung von Finanzlöchern im städtischen Haushalt zeigt die 
Kurzfristigkeit der aktuellen Wirtschaftspolitik in Freiburg, 
denn es wird nicht gefragt, welche mittel- bis langfristigen Aus-
wirkungen dieser Beschluss hätte.
Die von dem Freiburger Gemeinderat aktuell vorgesehene 
Anhebung der Gewerbesteuer auf bis zu 440 Prozent des 
Hebesatzes fügt dem Titel Freiburgs als Ökohauptstadt die 
äußerst fragwürdige Spitzenposition als teuerster Wirt-
schaftsstandort Baden Württembergs hinzu. Die offenkundi-
ge Konsequenz für Wirtschaftsunternehmen ist, sich gegen 
eine eventuelle Neuansiedlung in Freiburg zu entscheiden 
und sogar bestehende Standorte in Freiburg aufzugeben 
und in die umliegenden wesentlich günstigeren Standorte 
zu verlagern.

Wie die von der IHK südlicher Oberrhein jüngst vorgelegten 
Umfrageergebnisse unter Freiburger Unternehmen belegen, 
besteht im Falle der Umsetzung des Erhöhungsbeschlusses bei 
mehr als einem Drittel der hiesigen Unternehmen Abwande-
rungsbereitschaft. Dies ist umso verständlicher, wenn bedacht 
wird, dass die Mittel der Steuererhöhungen eben nicht der Wirt-
schaft – z. B. in Form verbesserter zukunftsfähiger digitaler In-

frastruktur – zugutekommen, sondern 
in allgemeinen Haushaltsausgaben 
verschwinden.
Damit werden sich die Standortbedin-
gungen für wirtschaftliches Handeln 
in Freiburg selbst so verschlechtern, 
dass durch Umsiedlung von Unterneh-
men und Einzelbetrieben in bereits 
absehbarer Zeit nicht nur die Gewer-
besteuer sinken wird, sondern ebenso 
mittelfristig auch Arbeitsplätze verlo-
ren gehen. Damit erweist sich die auf 
Zuwachs ausgerichtete Entwicklungs-
politik der Stadt als Trugschluss. Nur 
eine nachhaltige Wirtschaftspolitik 
durch zukunftsorientierte Förderung 
der Standortbedingungen bei einem 
gleichzeitig langfristig stabilen Gewer-
besteuersatz, schafft das Vertrauen, 
aufgrund dessen Wirtschaftsunter-
nehmen bereit sind, Investitionsent-
scheidungen für und nicht gegen Frei-
burg zu treffen.
Deshalb fordert die MIT Freiburg: Hände 
weg von der Gewerbesteuer!

Brigitta Luhr, brigitta.luhr@web.de,

 www.mit-freiburg.de 

Brigitta Luhr, stv. Kreisvorsitzende MIT Freiburg

Aus den Kreisen & Bezirken
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MIT Ravensburg

Jahreshauptversammlung der MIT Ravensburg 
mit Neuwahlen bei Architektur Wurm

Die diesjährige Jahreshauptversamm-
lung der Mittelstands- und Wirtschafts-
vereinigung MIT Ravensburg fand 
diesmal nicht im Nebenzimmer eines 
Gasthauses statt, sondern bei einem 
mittelständischen Unternehmer – dem 
Architekturbüro Wurm in Ravensburg. 
Der einstimmig wiedergewählte Vorsit-
zende Christian Bangert erklärte in sei-
nem Vortrag, dass die MIT Ravensburg 
in 2016 sehr viel für die Integration von 
Flüchtlingen unternommen habe. Ober-
schwäbische Mittelständler brauchen 
Produktionskapazitäten, integrierte Ge-
flüchtete mit guten Deutschkenntnissen 
können die Lücken füllen. Ab 2017 werde 
die MIT Ravensburg jeden Monat ein Un-
ternehmen besuchen. 
„Uns interessiert, wie der Einkauf ge-
regelt ist, die Produktionssteuerung 
organisiert, Vertrieb und Controlling 
aufgestellt sind. Es ist wichtig, dass wir 
uns austauschen und voneinander ler-
nen können. Netzwerken und Mitar-
beiterführung sind Schlüsselpositionen 

erfolgreicher Unternehmen, wir wollen 
unser Netzwerk deutlich ausbauen. Die 
Resonanz ist hervorragend, wir sind die 
nächsten drei Jahre so gut wie ausge-
bucht“, so Bangert.

Zusammenarbeit der MIT Ravensburg 
und MIT Bodensee
Ein nächster Schritt des Netzwerkens 
wird eine Zusammenarbeit mit der MIT 
Bodensee im Bereich „Industrie 4.0 – die 
soziale Komponente“ sein. Die MIT möch-
te betrachten, wie die „neue“ Arbeitswelt 
sich auf die psychische Entwicklung des 
Einzelnen sowie auf Bildungseinrichtun-
gen und das Zusammenleben auswirkt. 

Starten des Netzwerk
Den Beginn hat das Unternehmen Wurm 
aus Ravensburg gemacht. Die Architek-
tur wird von den Brüdern Frieder und 
Gerhard Wurm geleitet. Mit über 30 Mit-
arbeitern an zwei Standorten (zweiter 
ist in Pirna) werden Neubauten geplant. 
Sanierungen und Denkmalpflege gehö-

ren ebenfalls zum Portfolio. Auch Wurm 
ist Netzwerken wichtig, bringt er bei 
Großprojekten im In- und Ausland Part-
ner und Spezialisten zusammen. Mehr zu 
Architektur Wurm unter www.sichergut-
bauen.de
Rudi Köberle leitete professionell mit viel 
Erfahrung die Wahl des gesamten Vor-
stands und MdB Waldemar Westermayer 
berichtete Neues aus Berlin. 
Gewählt wurden: Christian Bangert Vor-
sitzender, Florian Burk Stellv. Vorsitzen-
der; Reiner Priebe Schatzmeister, Christl 
Pick-Gobs Schriftführerin, Christopher 
Bangert Internetreferent, Timo Baljer 
Mitgliederreferent.
Beisitzer: Katharina Beyersdorff, Roman 
Brenner, Thomas Gross, Axel Müller, 
Christian Natterer, Dr. Roland Rack, Wal-
demar Westermayer, Markus Winter, Dr. 
Haibo Xuan.

Christian Bangert,  

christian.bangert@mit-ravensburg.de,  

www.mit-rv.de  

Vordere Reihe: (v. l.) Dr. Haibo Xuan, Christl Pick-Gobs, Waldemar Westermayer, Gerhard Wurm

Hintere Reihe: (v. l.) Florian Burk, Christian Bangert, Timo Baljer, Thomas Gross, Christopher Bangert, Frieder Wurm

Aus den Kreisen & Bezirken
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Bausparverträge

Kündigung gut verzinster 
Alt-Verträge vom  
Bundesgerichtshof gebilligt

Angesichts der anhaltenden Niedrig-
zins-Phase versuchen derzeit viele Bau-
sparkassen (z.B. BHW, LBS, Wüstenrot), 
sich durch tausende von Kündigungen 
ihrer Alt-Verträge zu entledigen, die 
eine (nach heutigen Maßstäben) relativ 
hohe Verzinsung der Bausparguthaben 
gewähren.
Die betroffenen Bausparer haben ihre 
(fest verzinsten) Bausparguthaben stehen 
lassen, ohne das (meist zuteilungsreife) 
Bauspardarlehen in Anspruch zu nehmen. 
Nun droht Ihnen ein Ende der jahrelang 
gewährten Zinserträge. Eine gleicherma-

ßen sichere Kapitalanlage mit vergleich-
barer Rendite ist derzeit auf dem Kapital-
markt anderweitig nicht zu finden.
Die Bausparkassen begründen ihre Kün-
digung mit einer zweifelhaften Anwen-
dung des allgemeinen Darlehensrechts 
(§§ 488ff. BGB), obwohl ihre seinerzeit 
mit den Kunden vereinbarten Vertrags-
bedingungen ein Kündigungsrecht oft-
mals ausdrücklich oder zumindest nach 
dem Vertragszweck ausschließen.
Strittig sind diejenigen Verträge, bei 

denen das Bausparguthaben noch nicht 
die vereinbarte Bausparsumme erreicht 
hat. Die hierfür von den Bausparkassen 
angeführten Kündigungsgründe wer-
den in einer Vielzahl mittlerweile ergan-
gener Urteile unterschiedlich bewertet. 
Insbesondere hatten die Oberlandes-
gerichte Stuttgart (Az. 9 U 171/15 und 
9 U 230/15), Bamberg (Az. 8 U 24/16) 
und Karlsruhe (Az. 17 U 185/15) im 
Jahre 2016 entschieden, dass derartige 
Kündigungen auch 10 Jahre nach Zutei-
lungsreife der Verträge nicht möglich 
sind.
Nun hat der Bundesgerichtshof mit Ur-
teilen vom 21.02.2017 (Az. XI ZR 185/16 
und XI ZR 272/16) zu Gunsten der Bau-
sparkassen entschieden und Kündigun-
gen gebilligt, die (unter Berufung auf  
§ 489 Abs. 1 Nr. 2 BGB) 10 Jahre nach Zu-
teilungsreife erfolgt sind. In solchen Fäl-
len werden die Bausparer entsprechende 
Kündigungen (mit 6-Monats-Frist) daher 
regelmäßig hinnehmen müssen.
Aber: Bei genauerer Lektüre der Urteils-
gründe, die erst seit Kurzem vorliegen, 
zeigt sich, dass es auch hier auf die ge-
naue Fallkonstellation ankommt und sich 
beim näheren Hinsehen herausstellen 
kann, dass ein Kündigungsrecht dennoch 
nicht vorliegt. Insbesondere gilt dies für 
Verträge mit Bonus-Zinsen.
Keinesfalls betroffen sind vom Urteil des 
Bundesgerichtshofs solche Bausparver-
träge, die vor Ablauf von 10 Jahren nach 
Zuteilungsreife von der Bausparkasse 
gekündigt werden – insbesondere unter 
Berufung auf §§ 313, 314 BGB (Unzu-
mutbarkeit der Vertragsfortsetzung bzw. 
Störung der Geschäftsgrundlage). Solche 
Kündigungen sollten weiterhin unwirk-
sam sein, da die gesetzlichen Vorausset-
zungen nicht vorliegen dürften.
Betroffene Bausparer sollten entspre-
chende Kündigungen fachkundig anhand 
Ihres Vertrags und der Vertragsbedin-

gungen prüfen lassen und der Kündigung 
ggf. entgegentreten, um weiterhin von 
der aktuell günstigen Verzinsung ihrer 
Bausparguthaben zu profitieren. Bleiben 
die Kündigungen unwidersprochen, wird 
sich eine Verzinsung des ausgezahlten 
Bausparguthabens später kaum mehr 
durchsetzen lassen. 

Berthold Straetmanns und Nils Steffen dmp@

derra-ul.de, www.derra.eu  

Berthold Straetmanns

Gesetzesnews

Nils Steffen

Hier geht es zur 
www.mit-bw.de
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Bericht aus den USA 

Digitalisierungsergebnisse

Im Interview für die MIT spricht der 
Landtagsabgeordnete und Vorsitzende 
der AG Digitalisierung der CDU-Land-
tagsfraktion Andreas Deuschle über 
die Chancen der Digitalisierung für Ba-
den-Württemberg und die Unterschiede 
zwischen dem Silicon Valley und den Tä-
lern im Ländle. 

Im Zuge der Digitalisierung ergeben 
sich viele gesellschaftliche und kul-
turelle Fragen für die Zukunft – auch 
für Baden-Württemberg. Stichworte 
wie Vernetzung, Globalität und Mo-
bilität gehen mit der Digitalisierung 
einher. Herr Deuschle, was bedeutet 
die Digitalisierung für Baden-Würt-
temberg?
Die Digitalisierung verändert in rasan-
tem Tempo die Welt.
Die Landesregierung hat sich auch im 
Koalitionsvertrag klar dazu bekannt, 
dem Fortschritt zugewandt Fahrt aufzu-
nehmen und der rapiden Entwicklung im 
Bereich der Digitalisierung mit Aufge-
schlossenheit, Neugier und Interesse zu 
begegnen.
Die Digitalisierung ist eine gesamtgesell-
schaftliche Aufgabe. Staat, Wirtschaft 
und Gesellschaft müssen zusammenwir-
ken. In Zeiten der Globalisierung gehört 
selbstverständlich auch der internationa-
le Austausch, die Kooperation auf inter-
nationaler Ebene dazu.

Es geht vor allem darum, die Stärken un-
seres Bundeslandes konsequent zu nut-
zen und weiter auszubauen. 
Derzeit erstellen wir eine Digitalisie-
rungsstrategie, welche die Schwerpunkte 
herausarbeitet.

Welche Schwerpunkte stehen dabei be-
sonders im Vordergrund?
Es geht dabei vor allen Dingen um vier 
Punkte: Wirtschaft, Forschung, Bildung 
und Mobilität.

Baden-Württemberg ist das Land der 
Weltmarktführer und hidden champions.
Der Mittelstand hat unser Land stark ge-
macht. Damit das so bleibt, wollen wir 
dem Mittelstand auch bei der Digitalisie-
rung zur Seite stehen. Wir loben deshalb 
Digitalisierungsprämien aus. Wir richten 
Digital Hubs ein, wo die unterschiedlichs-
ten Akteure zusammengebracht werden 
und sich vernetzen können.

Wie sieht die Planungsstrategie für den 
Bereich der Forschung aus?
Im Bereich der Forschung hat das Cyber 
Valley Projekt der Landesregierung zur 
künstlichen Intelligenz Leuchtturmcha-
rakter: Die künstliche Intelligenz ist der 
Schlüssel zur zweiten digitalen Revolution.

Unter künstlicher Intelligenz versteht 
man Systeme, die in der Lage sind, den 
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	 Zur Person

•	 Andreas Deuschle MdL
•	 verheiratet, ein Kind
•	 Syndikus-Rechtsanwalt bei 

einem Energieversorger; seit 
2011 in Teilzeit.

•	 Mitglied des Landtags von Ba-
den-Württemberg seit 2011

•	 Abgeordneter des Wahlkrei-
ses Esslingen

•	 Vorsitzender des Ausschusses 
für Wissenschaft, Forschung 
und Kunst im Landtag von Ba-
den-Württemberg seit 2016

•	 Sprecher für den Bereich Di-
gitalisierung der CDU-Land-
tagsfraktion seit 2011

•	 Vorsitzender der AG Digita-
lisierung der CDU-Landtags-
fraktion seit 2011
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Kreislauf von Wahrnehmung, Verständ-
nis, Handeln und Lernen zu vollziehen. 
Bei Menschen und Tieren ist diese Fä-
higkeit selbstverständlich. Die Forscher 
wollen vom Vorbild der Natur lernen 
und die zugrundeliegenden Steuer- und 
Regelungsmechanismen in künstlichen 
Systemen nachbilden. Die Kräfte sollen 
gebündelt werden, damit Nachwuchs-
forscher optimale Arbeitsbedingungen 
vorfinden und mit ihren Geschäftsideen 
neue Firmen gründen können. 

Zu den Schwerpunkten, die sie vorher 
genannt haben, gehört auch die Bil-
dung. Welchen Stellenwert messen sie 
der Bildung im Rahmen der Digitalisie-
rungsstrategie bei?
Die Zukunft unseres Wirtschaftsstand-
ortes steht und fällt natürlich auch mit 
unserem Nachwuchs. Wir brauchen top 
ausgebildete junge Leute. Dazu müssen 
wir unsere Schulen auf den neuesten 
Stand bringen.

Die Kinder kommen heute mit ihren 
Smartphones in die Schule und müssen 
dann die Aufgaben des Lehrers von der 
Kreidetafel auf Papier übertragen. Das 
geht völlig an der Lebensrealität vorbei. 
Auch das Lernumfeld können wir mithilfe 
der Digitalisierung modernisieren und es 
geht darum, die Sprache der Computer 
zu lernen. 
Die Schulen sind der beste Ort, die wich-
tigsten Grundlagen dafür zu legen. Des-
halb richten wir eine digitale Bildungs-
plattform ein. Darüber können dann 
Bildungsinhalte abgerufen und bearbei-
tet werden. Ein digitaler Lern- und Lehr-
raum macht zudem die Online-Kommu-

nikation zwischen Schülern und Lehrern 
möglich.

Was die Mobilität anbelangt, findet 
auch gerade ein monumentaler Wan-
del statt. Vor welchen Herausforde-
rungen und Anforderungen steht hier 
die Politik?
Das autonome Fahren, Elektromobilität 
oder auch das Car-Sharing. Jede Entwick-
lung für sich bringt seine ganz eigenen 
Herausforderungen für Baden-Württem-
berg mit sich.

All diese Vorhaben brauchen natürlich 
eine entsprechend ausgebaute Infra-
struktur. 
Für uns in Baden-Württemberg zählt der 
Breitbandausbau deshalb zu den zentra-
len Zukunftsaufgaben des Landes:

Wie ist es um den Breitbandausbau in 
Baden-Württemberg bestellt?
Wir stehen heute vor der Herausforderung, 
eine leistungsfähige Digital-Infrastruktur 
selbst für das kleinste Dorf zu erschließen. 
Aber genauso gibt es noch weiße Flecken 
in den Ballungsräumen. Fast drei Viertel 
aller baden-württembergischen Haushal-
te, nämlich 73 Prozent, haben heute die 
Möglichkeit, Hochgeschwindigkeitsnetze 
mit 50 Megabit pro Sekunde oder mehr zu 
nutzen. Unser Ziel ist natürlich die flächen-
deckende Erschließung. Dafür investiert 
das Bundesland allein im Jahr 2017 125 
Millionen Euro.

Herr Deuschle, Sie sind Vorsitzender 
des Ausschusses für Wissenschaft, For-
schung und Kunst im Landtag. Im März 
waren Sie mit einer Delegation des 

Ausschusses in den USA. Ein wichtiges 
Thema war die Digitalisierung. Welche 
Eindrücke und Erfahrungen haben Sie 
gewonnen?

Baden-Württemberg und Amerika liefern 
sich auf wissenschaftlicher und technolo-
gischer Ebene ein Kopf-an-Kopf-Rennen.
Der Megatrend der Digitalisierung be-
gleitete uns auf der der Informationsrei-
se des Wissenschaftsausschusses an der 
Ostküste der USA natürlich ganz beson-
ders.
Auf jeder Station unserer Reise waren die 
Gesprächspartner hochkarätiger und die 
Angebote zur Kooperation noch deutli-
cher, als unsere Delegation es ursprüng-
lich erwartet hatte.
Im Rahmen des deutsch-amerikani-
schen Forums mit dem Gouverneur von 
Connecticut, Herrn Dannel P. Malloy, lag 
der Schwerpunkt des Austausches auf 
den Chancen/Möglichkeiten der Indust-
rie 4.0 und der Digitalisierung.
Unsere Gespräche zeigten deutlich, wie 
wichtig der deutsch-amerikanische Aus-
tausch im Bereich Wissenschaft, der Di-
gitalisierungstechnologien ist, auch um 
„Industrie 4.0“ erfolgreich voranzubrin-
gen. 
Beide Seiten signalisierten deutlich ihr 
großes Interesse an einem bereichern-
den Austausch und den Wunsch nach 
einer engen Kooperation – trotz oder 
vielleicht auch wegen Donald Trump. Wir 
werden nun intensiv die Möglichkeiten 
sondieren.

Andreas Deuschle MdL,  

wkb@andreas-deuschle.de,  

www.andreas-deuschle.de  
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Georg Vetter e.K.

Hauptsitz Zweigstelle

Seemühle 20 Weißerlenstraße 2
78183 Hüfingen 79108 Freiburg (Hochdorf)

www.vetter­huefingen.de

Ihr Spezialist für:
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Abbrucharbeiten

Hier geht es zur 
www.mit-bw.de
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Clever Sparen 
für Betriebs-
renten!

Als „Betriebsrente“ werden eigentlich 
zwei recht unterschiedliche Modelle be-
zeichnet: Da ist einmal die betriebliche 
Altersversorgung (bAV), auf die Mitar-
beiter in Form der Entgeltumwandlung 
einen gesetzlichen Anspruch haben. Im 
Unterschied dazu bezeichnet der klassi-
sche Begriff der Betriebsrente direkte, 
freiwillige Pensionszusagen des Arbeit-
gebers. Sie werden oft für Geschäftsfüh-
rer-Gesellschafter oder leitende Mitar-
beiter eingerichtet.
Direkte Pensionszusagen belasten die 
Unternehmensbilanz durch Rückstel-
lungen, die in typischen Fällen schon 
bald auf das Dreifache der ursprüngli-

Wirtschaft

Herzlich Willkommen im Golfclub Marhördt,
der Golfclub Marhördt bietet Ihnen alles, was das anspruchsvolle Genießerherz 
sich wünscht. Fernab von Hektik und Verkehrslärm liegt die traumhafte Golf-
anlage, auf der Sie in Ruhe ihren Ball einlochen können. Nach der sportlichen 
Herausforderung begrüßt Sie unser Küchenteam mit exquisiten Speisen und 
Getränken. Lassen Sie sich von uns verwöhnen, wir freuen uns auf Ihren Besuch!

Thorsten Kircheis, Vorstand Deutsches Institut für Zeitwertkonten und Pensionslösungen AG
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chen Vorausplanung steigen werden. 
Hauptgrund: die anhaltende Niedrig-
zinsphase. 
Bilanzbefreiung ist möglich
Viele Unternehmen möchten daher ihre 
Bilanz davon befreien, jedoch ohne die Al-
tersversorgung der Begünstigten zu be-
einträchtigen. „Eine vertretbare Lösung 
liegt meist darin, das Rückdeckungsver-
mögen und die Zahlungsverpflichtungen 
auf externe Versorgungseinrichtungen 
wie etwa einen Pensionsfonds zu über-
tragen“, empfiehlt Thorsten Kircheis von 
der unabhängigen Beratungsgesellschaft 
diz AG (www.diz.ag). 
„Die Renditen von Pensionsfonds liegen 
meist um ein bis zwei Prozent höher als 
bei Rückdeckungsversicherungen“, sagt 
Thorsten Kircheis, „zudem wird keine 
Kapitalertragsteuer fällig, und die unge-
rechte Besteuerung von fiktiven Kapit-
algewinnen in der Steuerbilanz entfällt“. 
Anders als bei Versicherungen fließt das 
bei Tod des Begünstigten unverbrauchte 
Pensionsvermögen an das Unternehmen 
zurück. Unter den am deutschen Markt 
zugelassenen Pensionsfonds bestehen 

allerdings erhebliche Unterschiede, die 
eine sorgfältige Auswahl erforderlich 
machen. 

Versorgungsordnung nötig
Betriebsrenten durch Entgeltumwand-
lung werden für Arbeitnehmer attrak-

tiver, wenn auch 
die beim Arbeit-
geber ersparten 
SV-Beiträge dem 
Rentenkonto des 
Beschäftigten zu-
fließen. Dies kön-
nen Arbeitgeber 
schon heute frei-
willig entscheiden. 
„Im besten Fall 

führt dies dazu, dass der Mitarbeiter aus 
einem Euro Netto-Entgeltumwandlung 
eine vier- bis in Ausnahmefällen achtfach 
höhere Brutto-Einzahlung in die bAV er-
hält.  
Das SPD-geführte Arbeitsministerium 
hat einen Gesetzentwurf vorgelegt, der 
im Rahmen von Tarifmodellen Verbesse-
rungen für die Entgeltumwandlung vor-
sieht. „Der bessere Weg besteht in der 
Aufstellung einer betriebsindividuellen 
Versorgungsordnung, die alle gesetzlich 
möglichen Bausteine und steuerlichen 
Komponenten miteinander verzahnt. Das 
ist den absehbaren Tarifregeln deutlich 
überlegen“, weiß diz-Vorstand Kircheis. 

Leander Hollweg, l.hollweg@diz.ag, www.diz.ag  

KEINE
 Kompromisse!
Wir wissen genau, worauf es in der Rändeltechnik ankommt: 
Präzision und Qualität – ohne Wenn und Aber. Darauf sind 
wir spezialisiert. Rändelwerkzeuge von zeus sind für höchste 
Ansprüche entwickelt und überzeugen durch entschei-
dende Vorteile wie lange Standzeit, Effektivität, hohe 
Leistung und hochpräzise Rändelprofile. Setzen Sie deshalb 
auf zeus – die Premium-Marke von Hommel+Keller.

Hommel+Keller Präzisionswerkzeuge GmbH 
78554 Aldingen · Germany
Tel. +49 7424 9705-0
info@hommel-keller.de
www.hommel-keller.de

zeus – eine Marke von Hommel+Keller
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Entwicklung der Pensionsrückstellungen
(bei einem heute 45-Jährigen)

Berechnungsvorgaben:
Männlich
Geb. am 01.01.1970
Eintritt: 01.01.1995
Zusage: 01.01.1995
Pensionsalter: 67
Altersrente: 1.000 € p.M.
Inv.-Rente: 1.000 € p.M.
Witwenrente: 600 € p.M.
Rentendynamik: 1,0 % p.a.

Bewertungsparameter:
PUC-Methode (ab Diensteintritt)
Heubeck 2005 G
Keine Inflation
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Quelle: eigene Berechnungen der diz AG
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Europa-Kommission der MIT Baden-Württemberg vom 1.3.2017

10 Standpunkte der MIT BW 
zur Migrationspolitik und 
Lage der EU

1.	 Die Vollziehung des bestehenden 
Rechts der Anerkennung oder Ab-
schiebung von Migranten muss in-
nerhalb von sechs Monaten bundes-
länderübergreifend durchgeführt 
werden. Nach einer erstinstanzli-
chen Entscheidung ist spätestens 
nach drei Monaten die Abschiebung 
nicht anerkannter Migranten zu voll-
ziehen.

2.	 Die EU-Außengrenzen sind zu stär-
ken, die angrenzenden Küsten- und 
Grenzwachen (Frontex) sind zu un-
terstützen. An den Außengrenzen 
der EU sind Aufnahmekapazitäten 
zur EU-weiten elektronischen Re-
gistrierung und Entscheidung über 
Anerkennung oder Abschiebung von 
Migranten einzurichten.

3.	 Mit den der EU angrenzenden Staa-
ten ist ein systematischer Dialog 
über die Verhinderung von Schlep-
pern, illegalen Grenzübertritten und 
Rückführungen zu führen, mit dem 
Ziel funktionierender vertraglicher 
Vereinbarungen.

4.	 Dem schwindenden Vertrauen der 
europäischen Bevölkerung in die po-
litischen Eliten und den Zusammen-

halt der EU ist mit aktiven Maßnah-
men zu begegnen. 

5.	 Dazu gehört u. a. das offene An-
erkenntnis der Kanzlerin, mit der 
schrankenlosen Einwanderung an-
fangs falsche Signale gesetzt zu ha-
ben.	

6.	 Die interne Bedrohung durch euro-
pafeindliche, nationalistische und 
populistische Kräfte ist aktiv und 
gemeinsam in allen EU-Ländern zu 
bekämpfen.

7.	 Die externen Bedrohungen der EU 
sind mit gemeinsamen militärischen 
Einheiten und Strategien und erhöh-
ten Verteidigungsanstrengungen ab-
zuwehren.

8.	 Das europäische Währungssystem 
ist zu sanieren, überzogene Haus-
haltsdefizite sind effektiv gerichtlich 
zu verhindern und die Bankenregu-
lierung ist transparent weiterzufüh-
ren.

9.	 Die gesamten Verluste durch Steu-
erverschiebung und Steuerhinterzie-
hung in der EU betragen ca. 1.000 
Millarden Euro pro Jahr, die Haupt-
leidtragenden sind die Konsumen-
ten, Steuerzahler, Bürger und Arbeit-

nehmer. Jeder – auch ausländische 
Unternehmen – muss seinen ange-
messenen Anteil an der Finanzierung 
der öffentlichen Infrastruktur und 
Bildung leisten, Steuerschlupflöcher 
sind international zu beseitigen. 

10.	 Die EU ist weiterzuentwickeln zu 
einem subsidiären, föderalen und 
marktwirtschaftlichen Staatsge-
biet mit der Vision einer Union des 
Friedens, der Freiheit und des Wohl-
stands für alle Bürger der EU, ob jung 
oder alt, ohne Diskriminierung von 
Religion, Geschlecht oder Rasse und 
mit Hilfen für die Schwächsten. 

Stephan Werhahn, stephan@werhahn-anwalt.de, 

www.stephanwerhahn.de  

Stephan Werhahn, Kreisvorsitzender MIT 
Alb-Donau/Ulm

Nicht gerade einzigartig – aber perfekt!

www.autenrieth-kunststofftechnik.de

Hier geht es zur 
www.mit-bw.de
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Häusliches Arbeitszimmer

Positive Rechtsprechung  
zum Betriebsausgabenabzug beachten 

Der Bundesfinanzhof stellte in einem ak-
tuellen Urteil klar, dass ein Selbstständi-
ger die Aufwendungen für sein häusliches 
Arbeitszimmer als gewinnmindernde Be-
triebsausgaben abziehen darf, wenn er in 
seinen betrieblichen Räumen keinen an-
deren Arbeitsplatz zur Erledigung seiner 
Büroarbeiten hat. Erfahren Sie nun, wann 
auch Sie als selbstständiger Handwerker 
von diesem Urteil profitieren können.

Grundsätze zum häuslichen Arbeits-
zimmer 
Nutzen Sie zu Hause einen Raum aus-
schließlich für betriebliche Zwecke, kön-
nen Sie unter folgenden Voraussetzungen 
für diese Kosten einen Betriebsausgaben-
abzug bei Ermittlung des Gewinns aus Ih-
rem Handwerksbetrieb geltend machen: 

•	 Sie sind nur in diesem Raum tätig und 
die Arbeiten außerhalb Ihres häusli-
chen Arbeitszimmers sind nur Hilfs-

arbeiten. In diesem Fall stellt das Ar-
beitszimmer den Mittelpunkt für Sie 
dar, und das Finanzamt erlaubt den 
unbegrenzten Betriebsausgabenabzug. 

•	 Sie sind bei Kunden vor Ort tätig, ha-
ben zwar betriebliche Räume, jedoch 
dort keinen anderen Arbeitsplatz für 
Büroarbeiten und erledigen diese Bü-
roarbeiten im Büro zuhause, dürfen Sie 
immerhin bis zu 1.250 Euro als Betrieb-
sausgaben abziehen. 

Sobald das Finanzamt mitbekommt, dass 
Sie betriebliche Räume angemietet ha-
ben, geht es derzeit automatisch davon 
aus, dass Sie dort auch einen anderen Ar-
beitsplatz haben, um Ihre Büroarbeiten 
zu erledigen. Der Betriebsausgabenab-
zug für das häusliche Arbeitszimmer wird 
deshalb meist nicht anerkannt. 

Neues Urteil des Bundesfinanzhofs hilft 
Ihnen beim Betriebsausgabenabzug 
Ein aktuelles Urteil des Bundesfinanzhofs 
hilft Ihnen jedoch dabei, das Finanzamt 
vom Fehlen eines anderen Arbeitsplatzes 
zu überzeugen und den Betriebsausga-
benabzug von zumindest bis 1.250 Euro 
durchzusetzen. 
In dem Urteilsfall waren alle Räume des 
Unternehmers entweder Räume, in de-
nen er mit Patienten arbeitete oder die 
Räumlichkeiten, die nicht als Büroräume 
ausgestattet werden. Die Richter stellten 
hier klar, dass der Unternehmer auf das 
häusliche Arbeitszimmer angewiesen ist, 
um seine Büroarbeiten erledigen zu kön-
nen (BFH, Urteil v. 22.2.2017, Az. III R 
9/16; veröffentlicht am 19.4.2017). 

So kommen Handwerker zu ihrem 
Recht 
Damit das Finanzamt diese Urteilsgrund-
sätze auch für das häusliche Arbeitszim-
mer anerkennt, empfiehlt sich folgende 
Vorgehensweise: 
•	 Schießen Sie Fotos von den betrieblich 

angemieteten Räumlichkeiten und hal-

ten Sie zu jedem Raum fest, wie dieser 
genutzt wird (Lagerraum, Werkstatt-
halle, Aufenthaltsraum für Personal, 
etc.). Ist kein als Büro ausgestatte-
ter Raum vorhanden, haben Sie gute 
Chancen auf den Betriebsausgabenab-
zug bis zu 1.250 Euro pro Jahr. 

•	 Selbst wenn die Voraussetzungen er-
füllt sind und Sie das Finanzamt über-
zeugen können, kippt der Betrieb-
sausgabenabzug trotzdem häufig. 
Denn viele selbstständige Handwer-
ker zeichnen die Betriebsausgaben 
für das häusliche Arbeitszimmer nicht 
getrennt von den übrigen Betrieb-
sausgaben auf (§ 4 Abs. 7 EStG). Bei 
Bilanzierung legen Sie also für die 
Arbeitszimmerkosten ein eigenes 
Aufwandskonto an und bei der Ein-
nahmen-Überschussrechnungen hef-
ten Sie die Belege zum häuslichen 
Arbeitszimmer getrennt von den übri-
gen Belegen ab und ziehen diese Aus-
gaben im Posten „häusliches Arbeits-
zimmer“ vom Gewinn ab. 

Doppelte Nutzung des Arbeitszimmers 
= doppelter Abzug 
Dieses Urteil lässt sich sogar noch aus-
bauen. Befindet sich nämlich in den be-
trieblichen Räumen kein Büro und ein 
Handwerker hat seinen Ehepartner ange-
stellt, der ebenfalls handwerkliche Arbei-
ten erbringt und zu Hause die Büroarbeit 
erledigt, kann der Betriebsausgabenab-
zug verdoppelt werden. Denn erstellt 
der selbstständige Handwerker in sei-
nem Büro beispielsweise die Kostenvor-
anschläge und der angestellte Ehegatte 
übernimmt im häuslichen Arbeitszimmer 
die Büroarbeiten (Terminabsprachen, 
Buchhaltung, Rechnung schreiben, etc.), 
dürfen beide jeweils bis zu 1.250 Euro der 
Arbeitszimmerkosten steuersparend gel-
tend machen. 

© deutsche-handwerks-zeitung.de 2017 

Alle Rechte vorbehalten   
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Statement des Vorstands zur 
Hannover Messe 2017

Ingenics:  
Lotse für  
Industrie 4.0 
im Mittelstand

(Ulm/Hannover) – Auf der Hannover 
Messe 2017 sieht Andreas Hoberg, 
Vorstand Vertrieb, viele Positionen 
bestätigt, mit denen sich die Ingenics 
AG in den vergangenen Jahren regel-
mäßig zu Wort gemeldet hat. Den-
noch sieht er dringenden Handlungs-
bedarf – als Lotse:

„Über 500 Aussteller zum Thema Indus-
trie 4.0 sind für jeden, vor allem aber 
für Mittelständler eine gewaltige He-
rausforderung. Selbstverständlich ist 
Hannover die weltweit wichtigste Mes-
se zum Thema Digitale Transformation 
der Industrie, für mich ist sie freilich in 
erster Linie die entscheidende Leitmes-
se und Leistungsschau für deutsche In-
novatoren und Entscheider.
Als Vorstand eines Unternehmens mit 
vielen internationalen Kunden und Nie-
derlassungen ist für mich deutlich wie 
nie, dass Deutschland, wenn seine Un-
ternehmen es schaffen, ihre Automati-
sierungs- und Vernetzungsinitiativen in 
praktikable Anwendungsfälle zu brin-
gen, bei der Digitalen Transformation 
mit Recht behaupten darf: Germany 
first. Die
spezifisch deutsche Innovationsfähig-
keit drückt sich nicht zuletzt in einem 
Investitionsplus bei Industrie 4.0-Tech-
nologien von über 20 Prozent im Ma-
schinen- und Anlagenbau sowie in der 
Automobilindustrie aus. Zu den bishe-
rigen Milliarden-Investitionen in Pro-
duktion und Logistik werden weitere 
massive Investitionen in Sensortech-
nologie, kollaborierende Roboter, neue 
Formen der Arbeitsorganisation sowie 
in die 3D Additive Fertigung, Data Das-
hboards etc. kommen.

Wir, das heißt in diesem Fall: die ganze 
Digitalisierungsbranche, können Ent-
scheider, die noch immer zögern, mit 
einer beachtlichen Zahl von beeindru-
ckenden Anwendungsfällen überzeu-
gen. Fernab der spektakulären Tages-
schau-Bilder gibt es Anwendungen, 
die Experten viel nachhaltiger beein-
drucken als Ping Pong spielende Ma-
schinen. Siemens etwa hat sehr stark 
branchenorientierte Anwendungsfälle 
vorgestellt, deren Nutzen niemand be-
zweifeln wird; ebenso Robotik-Anbieter 
wie Fanuc und Kuka, die nicht nur Lö-
sungen für ihre Hauptkunden, die Au-
tomobilindustrie, anbieten.
Beeindruckt hat mich die als Plattform-
lieferant ausgegründete Trumpf-Toch-
ter Axoom, die sich nach weniger als 
zwei Jahren vor Aufträgen nicht retten 
kann. Die Profiteure von Industrie 4.0 
sind bisher, wie diese Beispiele zeigen, 
meist Unternehmen, die auch in der 
analogen Vergangenheit der Automati-
sierungs-, Sicherheits- und Sensortech-
nik eine bedeutende Rolle spielten.

Orientierung zum praktischen und 
wirtschaftlichen Nutzen
Was ich vermisse, sind Strategien zur 
Orientierung für kleinere Mittelständ-
ler. Dieses Manko haben mir zahlreiche 
Gespräche bestätigt. Für Ingenics leite 
ich daraus ab, dass auch wir unser Leis-
tungsspektrum noch übersichtlicher 

ordnen müssen. Weil sich alle Messe-
besucher für Industrie 4.0 interessie-
ren, viele aber keine Experten sind, die 
den Markt überblicken, muss unsere 
Aufgabe als Berater die Orientierung 
sein: Wir müssen uns als Lotsen im In-
dustrie 4.0-Dschungel anbieten und 
das allein schon durch seine Größe 
unübersichtliche Angebot greifbar ma-
chen. Natürlich sollen unsere Kunden 
selbst zur Messe gehen und die Erfah-
rung machen, unmittelbar am Puls der 
Zeit zu sein. Die meisten haben ja eine 
recht klare Vision davon, wo sie hinwol-
len – aber nicht immer die Erfahrung, 
aus der Menge der Möglichkeiten die 
Entscheidungen abzuleiten, die den ge-
wünschten Effekt – einen praktischen 
und einen wirtschaftlichen Nutzen – 
bringen. In der Orientierungshilfe sehe 
ich für die kommenden Jahre eine unse-
rer wichtigsten Aufgaben.“

helene.wilms, helene.wilms@ingenics.de   

Wirtschaft

JEDE TREPPE
EIN UNIKAT

Klösterle I 88348 Bad Saulgau I Tel. 07581/505-0 I /stadlertreppen I www.stadler.de

Hier geht es zur  

www.mit-bw.de
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www.zar.de

Reha nah am Menschen,
direkt am Wohnort
in den Indikationen:

Orthopädie, Neurologie
Kardiologie, Onkologie

Nanz medico

Ab Sommer 2017: 
ZAR Aalen 

Außerdem: 
Präventions-, Nachsorge- 

und Gesundheitsprogramme.

Wir kümmern uns um 
Ihre Gesundheit!

ZAR Stuttgart-Mitte 

ZAR im MineralBad Cannstatt

ZAR Göppingen

ZAR Tübingen
am Universitätsklinikum

ZAR am
Universitätsklinikum Ulm

ZAR Mannheim Auf dem Sand

Zentren für ambulante 
Rehabilitation

ZAR S_CDUMittelst_73x297_03 2017.indd   1 13.03.2017   15:30:45

CDU-Fraktionsvorsitzender Prof. Dr. Wolfgang Reinhart MdL 
zur Debatte um die Dieselnachrüstung und die Beteiligung zum 
Luftreinhalteplan: 

Dieselnachrüstung 

„Wir müssen den Focus jetzt stärker auf 
Wissenschaft und Technologie legen. 
Ein Fahrverbot für Diesel-Autos in der 
Innenstadt ist aus meiner Sicht über-
flüssig, wenn man eine mögliche Nach-
rüstung bei Dieselfahrzeugen auch 
unterhalb der Euro Norm 6 durchführt. 
Sowohl Industrie und Wissenschaft 
vertreten die Auffassung, dass eine 
Umrüstung möglich ist. Vor diesem 
Hintergrund hätten wir uns manche 
vom Koalitionspartner aufgezwungene 
ideologische Debatte um Fahrverbote 
ab 2018 ersparen können. Bereits seit 
Wochen weise ich darauf hin, dass wir 
jetzt auf die technologische Lösung set-
zen müssen“, kritisierte Reinhart.
„Sollte nämlich die Nachrüstung mit 
überschaubaren Kosten gelingen, wä-
ren diese vom Verkehrsminister gefor-
derten intensiven Einschränkungen in 
der Innenstadt Stuttgarts überflüssig. 
Die CDU Landtagsfraktion wird deshalb 
in enger Abstimmung mit Wissenschaft 
und Wirtschaft diese Umrüstungsmög-
lichkeiten eng begleiten und damit auch 
weiterhin den Fokus auf moderne Tech-
nik legen. Wenn die Technologie für den 
sauberen Diesel existiert, dann muss 
dies auch in Zukunft Vorrang haben vor 
grüner Fundamentalkritik. Wir wollen, 
dass auch in Zukunft der Diesel ohne 
Wertverlust und ohne ideologische 

Kritik ein zukunftsfähiges und umwelt-
freundliches Fahrzeug darstellt. Beim 
jetzt diskutierten Luftreinhalteplan 
steht für uns fest: Nicht nur die Bürger 
müssen bei der endgültigen Aufstellung 
des Luftreinhalteplans für Stuttgart 
mitreden dürfen, auch die berechtigten 
Einwände der Wirtschaft müssen Ein-
gang in die endgültige Version des Plans 
finden. Minister Hermann erweckt den 
Eindruck, der Plan sei schon fertig. Dem 
ist nicht so. Bevor nicht auch die Re-
gierungsfraktionen und das Kabinett 
ihn abgesegnet haben, bleibt er im Ent-
wurfsstadium“, betonte Reinhart.

Thomas Oeben,  thomas.oeben@cdu.landtag-bw.

de, www.fraktion.cdu-bw.de  

Prof. Dr. Wolfgang Reinhart MdL, Fraktionsvor-
sitzender der CDU Landtagsfraktion

Hier geht es zur 
www.mit-bw.de
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Fabian Gramling MdL – Bericht aus dem Landtag

Tourismus: Wirtschaftsfaktor 
mit großen Potenzialen

Der Frühling hat sich in diesem Jahr be-
reits von seiner besten Seite gezeigt. In 
diesem Zusammenhang muss man auch 
an die Bedeutung des Tourismus für das 
Land Baden-Württemberg erinnern. 
Wandern, Radfahren und Stadtführun-
gen liegen im Trend. Davon profitieren 
unsere attraktiven Regionen, Städ-
te und Gemeinden. Die Naherholung 
spielt eine immer größere Rolle. Diese 
Entwicklung ist sowohl für die hier le-
benden Menschen, als auch für den Tou-
rismus attraktiv. 
Das Land verfügt mit seinen einzigarti-
gen Kultur- und Naturlandschaften, den 
historischen Altstädten und dem vielfäl-
tigen Kultur- und Veranstaltungsangebot 
über herausragende Voraussetzungen in 
der Tourismusbranche. Egal ob Kurzur-
laub auf der Schwäbischen Alb, ein Aus-
flug zu den malerischen Schlössern und 
Burgen in der Kurpfalz oder ein Städte-
trip nach Stuttgart oder Karlsruhe. Zu-
dem lassen sich das Land und seine Land-
schaft auf mehr als 50.000 Kilometern 
Wander- und Fernradwegen aktiv erle-
ben. Baden-Württemberg lebt von seiner 
Vielfalt. Mit jährlich über 52 Millionen 
Übernachtungen ist Baden-Württem-
berg bereits heute das zweitwichtigste 
deutsche Reiseland.

Der Tourismus ist ein wichtiger Wirt-
schaftszweig und trägt in bedeutendem 
Maße zu Einkommen, Beschäftigung und 
regionaler Entwicklung bei. Die Wert-
schöpfung von rund 7,5 Milliarden Euro 
in der Tourismusbranche schafft für 
über 280.000 Menschen einen an den 
Standort gebundenen, nicht exportier-
baren Arbeitsplatz. Der Tourismus be-
schäftigt damit mehr Menschen als die 
in Baden-Württemberg stark vertretene 
Automobilindustrie. Die Gastronomie 
und der Handel profitieren ebenfalls von 
dieser positiven Entwicklung. Da nicht 
jeder Arbeitsplatz direkt dem Tourismus 
zugerechnet werden kann, ist das Poten-
zial sogar noch größer.
Mit Blick auf die positive Entwicklung und 
der steigenden Bedeutung ist es wichtig, 
dass wir unser Potenzial weiter nutzen, An-
gebote weiterentwickeln und ausbauen. 
Daher setze ich mich mit meinen Kollegen 
in der CDU-Landtagsfraktion weiter dafür 
ein, dass wichtige Infrastrukturprojekte 
nicht verschlafen werden. Die Erwartun-
gen an den Tourismus werden sich ange-
sichts des gesellschaftlichen und demo-
grafischen Wandels zukünftig verändern. 
Baden-Württemberg und seine Regionen 
müssen möglichst barrierefrei erlebbar 
sein. Mit dem Tourismusinfrastruktur-

programm entwickeln und fördern wir 
eine moderne und zukunftsorientierte 
Tourismusinfrastruktur. Zukunftsorien-
tierten Tourismus gestalten, bedeutet 
auch, mit dem Puls der Zeit zu gehen. Im 
Rahmen der Digitalisierungsstrategie di-
gital@BW wird im Bereich des Tourismus 
neu gedacht und digital vernetzt. Daraus 
entstehen neue Möglichkeiten für Marke-
ting, die Kommunikation zwischen Gästen 
und Anbietern und für die Gewinnung von 
Fachkräften.

Fabian Gramling MdL,  

fabian.gramling@cdu.landtag-bw.de  

www.fabian-gramling.de  

Schwäbische Bank · Königstraße 28 · 70173 Stuttgart
Telefon +49 711 22922-0 · Telefax +49 711 221698 · service@schwaebische-bank.de

www.schwaebische-bank.de

Unabhängig, privat und in Stuttgart

170410_MITWirtschaftsforum.indd   1 10.04.2017   14:41:33

Fabian Gramling vertritt den
Wahlkreis Bietigheim-Bissingen
im Landtag. Über seine
Eindrücke und Erfahrungen
berichtet er exklusiv für das
Wirtschaftsforum 



36

Bundespolitik

Jens Spahn MdB

Wir wollen das führende  
Industrieland in Europa bleiben

Die Finanzpolitik der CDU-geführten Bun-
desregierung lobt CDU-Präsidiumsmitglied 
Jens Spahn im Interview mit der Frankfurter 
Allgemeinen Zeitung. „Der Überschuss des 
Bundes gilt ja schon beinahe als normal. 
Dabei ist das historisch und auch weltweit 
ziemlich einmalig“, sagt Spahn.
Für das Regierungsprogramm der CDU 
sieht der Finanzstaatssekretär daher 
Raum für Steuersenkungen. Er betont 
den Dreiklang „entlasten, investieren 
und keine neuen Schulden“. Insbeson-
dere die Mittelschicht hat Spahn da-
bei im Blick: diejenigen, die mit jedem 
zusätzlich verdienten Euro oft schon 
in Richtung Spitzensteuersatz wan-
derten.

Chancengerechtigkeit statt Umver-
teilung
„Nie ging es dem Land besser“, behaup-
tet Spahn. Millionen neue Jobs, niedrigs-
te Jugendarbeitslosigkeit, Lohn- und Ren-
tensteigerungen führt der CDU-Politiker 
dazu an. Unser Wohlstand und unsere 
soziale Sicherheit hängen davon ab, ob 
Deutschland das führende Industrieland 
in Europa bleibt. Die SPD setzt auf mehr 
Umverteilung. Das ist der völlig falsche 
Ansatz. Viel wichtiger ist die Chancen-
gerechtigkeit, meint Spahn in dem Inter-
view weiter.
Die CDU schaue nach vorne und setze 
auf Wachstum, um den Menschen neue 

Chancen zu geben. „Wir wollen Steuern 
senken, die SPD will neue einführen. Wir 
wollen Schulden tilgen, die wollen neue 
machen. Wir denken an künftige Genera-
tionen, die leben im Gestern“, erläutert 
Spahn die Unterschiede zwischen Union 
und SPD.

Frank Bergmann, info@cdu.de www.cdu.de  

Jens Spahn MdB� Bildquelle: Team Spahn

Neue Wege mit Luft 
Lufttechnische Komponenten Lufttechnische Anlagen 

Hohe Luftqualität und angenehme Tempe-
raturen steigern das Wohlbefinden und die 
Leistungsfähigkeit. Dafür stehen unsere 
hochwertigen Luftdurchlässe, Kühldecken 
und das System der Betonkerntemperierung, 
die eine optimale und zugfreie Raumluft-
strömung gewährleisten. 

In enger Zusammenarbeit mit Bauherren, 
Ingenieurbüros und Architekten entwickeln 
wir maßgeschneiderte luft- und klimatechni-
sche Anlagen aller Art – bedarfsgerecht 
und ressourcenschonend. 

Lassen Sie sich kompetent beraten! 

Mehr Informationen finden Sie auf unserer Website: www.kieferklima.de 
Kiefer GmbH Luft- und Klimatechnik • Heilbronner Straße 380-396 • 70469 Stuttgart                               

Telefon +49 (0) 711 81 09-0 • Fax:+49 (0) 711 8109-205 • E-Mail: info@kieferklima.de 

Open Data
Wissen ist Macht
Unter dem Namen „sehrgutachten“ 
werden die unzähligen Gutachten 
des Wissenschaftlichen Dienstes des 

Deutschen Bundestages zusammen-
getragen, strukturiert und durchsuch-
bar gemacht. Diese mit Steuergeldern 
finanzierten Gutachten und Doku-
mente sind so für jeden leicht auffind-
bar. Sie bieten Unternehmen Zugang 

zu kostenlosem Wissen und können 
somit von wirtschaftlichem Vorteil 
sein. 
Mehr Infos unter:
 www.sehrgutachten.de

Kleine Anfragen in den Parlamenten
Abgeordnete können in den 
Parlamenten im Bundes- oder 
Landtag Fragen an die Regierung 
stellen. Diese werden dann auf 
den jeweiligen Websiten veröf-
fentlicht. Den Überblick zu be-
halten, ist sehr aufwendig oder 
gar unmöglich. Auf dem Portal 
kleineanfragen.de finden Sie alle 
diese Dokumente sauber zusam-
mengestellt und auf der Website 
durchsuchbar aufbereitet. Die-
se Datenbank ist für alle Bürger 
und Firmen kostenlos nutzbar.  
Mehr Infos unter: 
www.kleineanfragen.de

Achim Rieger, wifo@kaanmedia.de,

www.kaanmedia.de
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ASBEST  
Sanierung vom Experten 

mit 45Jahren 
Erfahrung 

DACH 

Flachdach Neubau / Sanierung 
Trapezblech Dach / Fassade 

In jeder Größenordnung 

Telefon 
07144 / 8349-0 

Grün muss RAL 6018 / HKS 65 N entsprechen 
Rot = Leuchtendes / Kräftiges Rot 

KHS Bedachungen GmbH
71563 Affalterbach  

www.khs-affalterbach.de 

Marktplatz

Gebr. Zimmermann GmbH, www.felswerk.de

Gehr GmbH, www.gehr.de

Georg Vetter e.K., www.vetter-huefingen.de

Glass AG, www.glass.ag

GMT Gummi-Metall-Technik gmbH, 

 www.gmt-gmbh.de

Heim Infrastrukturbau GmbH, www.heim-but.de

Hellmer&Triantafyllou Computer-Systeme GmbH,  

www.htcomp.de

Hohner Maschinenbau GmbH,  

www.hohner-postpress.com

Hommel & Keller Präzionswerkzeuge,  

www.hommel-keller.de

HSM GmbH + Co. KG, www.hsm.eu

Karcoma-Armaturen GmbH, www.karcoma.de

KHS-Bedachungen GmbH, www.khs-affalterbach.de

Kiefer GmbH, www.kieferklima.de

Küffner Gastromie Betriebe, info@kueffner-hof.de

Lothar Bix GmbH, www.bix-lackierungen.de

MRS Electronic GmbH, www.mrs-electronic.de

Nanz medico GmbH&Co. KG, www.zar.de

Peter Noller Landschaftspflege GmbH,  

www.noller-landschaftspflege.de

PIT Production in Time Zerspantechnik u. Handels 

GmbH, www.productionsintime.com

Rathberger GmbH, www.rathberger-blech.de

Satek GmbH, www.satek.de

Schuon GmbH, www.schuon.com

Schwäbische Bank, www.schwaebische-bank.de

Stadler Treppen GmbH &Co. KG, www.stadler.de

Strasser GmbH, www.strasser-cnc-drehteile.de

Uhl Kies- und Baustoffgesellschaft mbH, 

vapic GmbH, www.voipic.de
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Titel RubrikAus den Kreisen & Bezirken

MIT Esslingen

Marcus Müller neuer 
Kreisvorsitzender

Der neue Kreisvorstand der MIT Esslingen

P.I.T. PRÄZISION IM TAUSENDSTEL.

P.I.T. Drei Buchstaben, denen sich Jürgen Himmelsbach und 

Oswald Flaig seit 1990 verpflichtet fühlen. In voller Länge heißt 

das: Production In Time, Zerspantechnik und Handels GmbH. 

Aber wer sagt das schon, seit die drei Buchstaben P.I.T. zum 

Synonym für leidenschaftliche Präzision, Kreativität und 

unbedingten Expansionswillen geworden sind.

Production in Time . Zerspantechnik und Handels GmbH . Dr.Konstantin-Hank-Str. 16 

78713 Schramberg-Sulgen . Telefon 07422 23614 . info@productionintime.com

Marcus Müller aus Esslingen wurde mit überwältigender Mehr-
heit zum neuen Kreisvorsitzenden der MIT Esslingen gewählt 
und als seine Stellvertreter Franz Pfeffer, Erika Schlauch und 
Frank Schreiter. Müller tritt die Nachfolge von Ulrich Bauer an, 
der 15 Jahre lang die Geschicke der MIT erfolgreich geführt hat-
te. Einer der großen Verdienste von Bauer ist, dass er die Mit-
gliederzahl trotz widriger Umstände immer weiter ausbauen 
konnte und die MIT Esslingen als die Stimme des Mittelstands 
im Kreis Esslingen immer laut ist. Für diese erfolgreiche Arbeit 
wurde Ulrich Bauer zum Ehrenkreisvorsitzenden ernannt. 

Den Vorstand komplettieren Walter Wittmann als Schatz-
meister, Holger Kappel als Pressesprecher, Ursula Scherer als 
Schriftführerin. Rosemarie Allgaier, Anette Beck, Dr. Hartmut 
Benckert, Manfred Nagel, Adelheid Reichart, Renate Schindler, 
Prof. Erich Sigel, Joachim Thomas sind die gewählten Beisitzer.

Verlässliche Vertretung für den Mittelstand
„Gerade in Zeiten, in denen es chic ist, den Porsche in der Gara-
ge zu haben und Grün zu wählen, ist es umso wichtiger, dass der 
Mittelstand eine verlässliche Vertretung hat und schon heute die 
Weichen stellt für Zeiten, in denen sich die Mitmenschen den Lu-
xus nicht mehr leisten zu können, Grün zu wählen“ so der neue 
Kreisvorsitzende Marcus Müller. Die MIT wird auch weiterhin eine 
streitbare politische Größe bleiben und da, wo es notwendig ist, 
den Finger in die Wunde legen“ kündigt Müller kämpferisch an.

Im Rahmen des Kreismittelstandtags erhielten die Ehrenna-
del in Bronze für 10 Jahre Mitgliedschaft Susanne Nonnenma-
cher, Christoph Traub, Siegried Russ, Wolfgang Fink, Klaus Kas-

ler, Klaus Tucher, Andreas Weber und Prof. Hartmut Benckert. 
Für 20 Jahre Mitgliedschaft wurde die Ehrennadel in Silber an 
Ursula Scherer, Ulrich Bauer und Walter Wittmann überreicht.

Am Abend gab es nicht nur Neuwahlen, sondern auch die po-
litische Aussprache, der sich Michael Hennrich MdB aus dem 
Wahlkreis Nürtingen stellte. Es wurden in einer harten, aber fai-
ren Diskussion die aktuellen Themen und der Zustand unserer 
Mutterpartei sehr kontrovers diskutiert.

Holger Kappel, holger.kappel@mit-esslingen.de, www.mit-esslingen.de ■

Zertifizierter Betrieb für ökologisch erzeugte Lebensmittel
in Ludwigsburg, Leonberg, Sindelfingen und Umgebung

www.troelsch.de

in großer Auswahl
         aus frisch geschrotetem Korn

Bio-Leinbrot, Frischkorn, Hausvollkorn,  
Sonnenblumen, Kornduft, Emmer, Friesen, Dinkelfladen

MIT Konstanz 

Tischmesse in Stockach 
zur Mitgliederwerbung

www.strasser-cnc-drehteile.de

Strasser GmbH
Benzstrasse 4/1, 72649 Wolfschlugen

Telefon 0 70 22 - 58 01 
E-Mail mail@strasser-cnc-drehteile.de
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Sagen Sie Ihre MeinungSchreiben Sie uns einen Leserbrief

So erreichen Sie uns:
Mittelstands- und Wirtschaftsvereinigung der CDU Baden-Württemberg (MIT)
Stammheimer Str. 10, 70806 Kornwestheim 
E-Mail: info@mit-bw.de

Ihre Meinung, Ihre Anregungen – all das ist uns sehr 
wichtig. Senden Sie uns Ihr Feedback zu aktuellen 
Ereignissen und Themen, die Ihnen am Herzen liegen.

Ihr Einverständnis vorausgesetzt, behalten wir uns vor, Leserbriefe im Wirtschaftsforum zu veröffentlichen.
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18.05.2017

KIT-Karrieremesse Karlsruher Institut für Technologie (KIT)
Straße am Forum 1, 76131 Karlsruhe

Jobmesse

23.05.2017–
24.05.2017

vocatium Rhein-Neckar SAP Arena
An der Arena 1, 68163 Mannheim

Fachmesse für Ausbildung & Studium

09.05.2017–
12.05.2017

Control Landesmesse Stuttgart
Messepiazza 1, 70629 Stuttgart

Die internationale Fachmesse für Quali-
tätssicherung

17.05.2017–
18.05.2017

maintenance Stuttgart Landesmesse Stuttgart
Messepiazza 1, 70629 Stuttgart

Fachmesse für industrielle Instandhaltung

30.05.2017–
02.06.2017

Moulding Expo Landesmesse Stuttgart
Messepiazza 1, 70629 Stuttgart

Internationale Fachmesse für Werkzeug-, 
Modell- und Formenbau

10.06.2017 – 
18.06.2017

Südwet Messe Messegelände Villingen-Schwenningen 
Messe 1, 78056 Villingen-Schwenningen

Ausstellung für Industrie, Handwerk, 
Handel und Landwirtschaft

20.06.  – 
 22.06.2017 

Automotive Messen Landesmesse Stuttgart 
Messepiazza 1, 70629 Stuttgart

Fachmesse für Test-, Prüf- und Entwick-
lungsverfahren in der Automobilindustrie

Messetermine für MITler

Termine der MIT

Termine  
Konrad-Adenauer-Stiftung e. V. Südbaden

„Die machen eh, was sie wollen“
Politik für die schweigende Mitte

Dienstag, 23.05.2017, 19.30 Uhr
Gast:  
Bundesvorsitzender der MIT CDU/CSU
Dr. Carsten Linnemann MdB 

Ort: Premium Automobile Freiburg
Gewerbegebiet Haid
Bötzinger Straße 25, 79111 Freiburg

Anmeldung bitte an Konrad-Adenau-
er-Stiftung e. V. Regionalbüro Südbaden
Kas-suedbaden@kas.de
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Aufnahmeantrag

Hiermit bitte ich um die Aufnahme in die Mittelstands- und Wirtschaftsvereinigung der CDU/CSU.
Die grau hinterlegten Felder werden von der MIT ausgefüllt.

Mitgliedsnummer LV/KV Kriterium

Name, Vorname Geburtsdatum

Beruf

Telefon Telefax

Berufliche Tätigkeit

Firma Branche

E-Mail-Adresse

Eintrittsdatum

PLZ, OrtStraße, Hausnummer

Selbstständig
Nicht selbstständig
CDU-Mitglied
Parteilos

Unterschrift des Neumitglieds Unterschrift des MIT-Kreisvorsitzenden

Name, Vorname des Kontoinhabers Geldinstitut

BIC IBAN

Einzugsermächtigung
Hiermit ermächtige ich die MIT, bis auf Widerruf meinen Jahresbeitrag und die einmalige Aufnahmespende
von folgendem Konto abzubuchen:

Die Aufnahmespende für meinen
 Kreisverband Landesverband Bundesverband
beträgt einmalig   €

Mein Mitgliedsbeitrag beträgt jährlich         € 
(Mindestbeitrag 90 €/Jahr. Wird als Jahresbeitrag eingezogen bzw.  

in Rechnung gestellt.)

Jetzt Mitglied werden!
Unterschrift Kontoinhaber

Ich bestätige hiermit, kein Mitglied einer anderen Partei als der CDU/CSU zu sein.

Geworben von

Nach Zustimmung des zuständigen Kreisverbandes wird die Mitgliedschaft wirksam. Ich bin mit der Erhebung, Speicherung 
und Nutzung der vorstehenden personenbezogenen Daten sowie der besonderen Arten personenbezogener Daten (§3 Abs. 9 
BDSG, z. B. politische Meinungen) einverstanden, um mich über Veranstaltungen und die politische Arbeit der Partei – auch per 
E-Mail – zu informieren. Die Daten werden ausschließlich von der CDU Deutschlands, ihren Gliederungen, Vereinigungen und 
Sonderorganisationen genutzt und nicht an Dritte übermittelt. Der Nutzung meiner Daten kann ich jederzeit widersprechen.

Gläubiger-ID

Mittelstands- und Wirtschaftsvereinigung der CDU Baden-Württemberg
Stammheimer Str. 10, 70806 Kornwestheim
Telefon: 07154 8025-140, Telefax: 07154 8025-145
info@mit-bw.de 
www.mit-bw.de

BADEN-WÜRTTEMBERG

Aufnahmeantrag



BADEN-WÜRTTEMBERG

MIT im Dialog.

Schreiben Sie uns
Ihre Meinung!
z. B. zu unseren Forderungen an die neue
Landesregierung, zur uns belastenden
Bürokratie und zu unseren Erwartungen
an die Wirtschaftspolitik!

wifo@mit-bw.de

Hier geht es zur 
www.mit-bw.de


